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3. Bezirk, Schnirchgasse ONr. 11

„Triiiple“ - Bauplatz B 

Brücke 3 Auflager Sockel-Turm 2

Gst.Nr. 2317/10 und 2317/16 in 

EZ 4688 der Kat. Gern. Landstraße

mna7
BAUPOLIZEI
BESONDERE
BAUVORHABEN

SICHER BAUEN

StaDtüW/cn

Magistrat der Stadt Wien 
Magistratsabteilung 37 
Baupolizei - Gruppe BB 
(Besondere-Bauvorhaben) 
Dresdner Straße 73-75,4. Stock. 
A- 1200 Wien 
Telefon: (+431)4000-37160 
Telefax: (+43 1)4000-99-37100
E-Mait: GruD06-BB@ma37.wien.av.al
www.bauen.wien al

Aktenzahl Sachbearbeiter: Durchwahl Datum
MA37-BB/797368-2018-1 Dl Schallner 01/4000-37166 Wien, 18. Dez. 2018

Bauliche Herstellung 
Baubewilligung

BESCHEID

Nach Maßgabe der mit dem amtlichen Sichtvermerk versehenen Pläne, die einen wesentlichen Be­
standteil dieses Bescheides bilden, wird gemäß § 71 der Bauordnung für Wien (BO) auf jederzeiti­
gen Widerruf die Bewilligung erteilt, auf der im Betreff genannten Liegenschaft die nachstehend be­
schriebene Bauführung vorzunehmen:

Es wird der am Sockelgebäude des Turmes 2 auflagernde Brückenteil bis zur Grenze des Bau­
platzes B in südlicher Richtung bewilligt. Die gesamte Brückenkonstruktion reicht vom Sockelge­
schoß auf gegenständlichem Bauplatz B der Wohnhausanlage Triiiple Turm 2 (EZ 4688 der 
Kat. Gern. Landstraße) zu dem Sockelgebäude des Bürohauskompex „TownTown“, EZ 2029 der 
Kat. Gern. Landstraße.

Das Bestehen der Verpflichtung zur Beseitigung des nach § 71 BO bewilligten Bauwerks ist gemäß 
§ 130 Abs. 2 lit. h BO im Grundbuch ob der Liegenschaft EZ 2014 der Kat.Gern. Landstraße ersicht­
lich zu machen. Die Ersichtlichmachung wird von Amts wegen veranlasst werden.

Die Bauführung wird in öffentlich-rechtlicher Beziehung für zulässig erklärt.

Vorgeschrieben wird:

Der/Die Bauwerberin hat sich gemäß § 124 Abs. 1 BO zur Ausführung einer befugten 
Bauführerin bzw. eines Bauführers zu bedienen, die bzw. der nach den für die Berufs- 
ausübung maßgeblichen Vorschriften zur erwerbsmäßigen Vornahme dieser Tätigkeit 
berechtigt ist. Diese bzw. dieser hat gemäß § 65 Abs. 1 BO spätestens vor Beginn der 
Bauführung die genehmigten Baupläne bei der Baubehörde zu unterfertigen.

Vor Baubeginn ist gemäß § 127 Abs. 3a BO vom/von der Bauwerberin der Behörde 
ein/e Ziviltechnikerin oder ein/e gerichtlich beeidete/r Sachverständige/r für das ein­
schlägige Fachgebiet (Prüfingenieurin) schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige ist 
vom/von der Prüfingenieurin gegenzuzeichnen. Er/Sie muss vom/n der Bauwerberin 
und vom/n der Bauführerin verschieden sein und darf zu diesen Personen in keinem 
Dienst- oder Organschaftsverhältnis stehen. Ein Wechsel des/r Prüfingenieurs/in ist 
der Behörde vom/n der Bauwerberin unverzüglich anzuzeigen.

1-)

2-)

Verkehrsanbindung: Linie U6, Station Dresdner Straße / Schnellbahn, Station Traisengasse / Linie 2, Station Traisengasse 
Parteienverkehr: Dienstag und Donnerstag 8:00 -12:30 Uhr, Planeinsichten: Montag bis Freitag 8:00 bis 12:00 Uhr, UID-Nr. ATU 36801500
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Der/Die Prüfingenieurin ist im Sinne des § 125 Abs. 2 BO neben der Überwachung der Bau­
ausführung nach dem genehmigten Bauplan gleichzeitig verpflichtet, die Baulichkeit auch lä­
ge- und höhenmaßig auf Übereinstimmung mit dem genehmigten Bauplan zu überprüfen
Allfällige Abweichungen sind unverzüglich der MA 37-BB anzuzeigen.

Der/Die Bauführerin hat gemäß § 124 Abs. 2 BO den Beginn der Bauführung mindes­
tens drei Tage vorher der MA 37-BB/Bauinspektion und weiters dem Arbeitsinspekto­
rat für Bauarbeiten (Fichtegasse 11,1010 Wien) anzuzeigen.

Der/Die Bauwerberin hat bei Baubeginn eine von der öffentlichen Verkehrsfläche bzw. 
dem Aufschließungsweg deutlich und dauernd sicht- und lesbare Tafel an der von der 
Bauführung betroffenen Liegenschaft anzubringen, aus der hervorgeht,

1. um welches Bauvorhaben es sich handelt,
2. das Datum des Baubeginns und
3. die zuständige Behörde.

Diese Tafel muss mindestens drei Monate ab Baubeginn belassen werden. Grenzt die 
von der Bauführung betroffene Liegenschaft an mehrere öffentliche Verkehrsflächen 
oder Aufschließungswege, ist an jeder dieser Verkehrsflächen eine solche Tafel anzu­
bringen.

Bauwerberlnnen haben gemäß § 127 Abs. 3 BO die Überprüfung der Bauausführung durch 
den/die Prüfingenieurin vornehmen zu lassen.

Gemäß § 127 Abs. 2 BO sind der/die Bauwerber/in und der/die Bauführer/in verpflichtet, auf 
der Baustelle die Bauplane, nach denen gebaut werden darf, die nach dem Fortschritt des 
Baues erforderlichen statischen Unterlagen sowie Nachweise der/s Prüfingenieurs/in über 
die gemäß Abs 3 vorgenommenen Überprüfungen aufzulegen

Nach Fertigstellung der Bauarbeiten ist gemäß § 128 Abs. 1 BO bei der Behörde von 
dem/der Bauwerber/in, von dem/r Eigentümer/in (einem/r Miteigentümer/in) der Bau­
lichkeit oder von dem/r Grundeigentümer/in (einem/r Grundmiteigentümer/in) eine Fer­
tigstellungsanzeige zu erstatten, der folgende Unterlagen anzuschließen sind:

• eine Bestätigung eines/r Ziviltechnikers/in über die bewilligungsgemäße und den 
Bauvorschriften entsprechende Bauausführung sowie darüber, dass die vorgeleg­
ten Unterlagen vollständig sind und die Grundsätze des barrierefreien Planens und 
Bauens eingehalten werden;

• wenn während der Bauausführung Abänderungen erfolgt sind, ungeachtet der hier­
für erwirkten Bewilligung oder Kenntnisnahme, ein der Ausführung entsprechender 
Plan, der von einem/r hierzu Berechtigten verfasst und von ihm/ihr sowie vom/von 
der Bauführer/in unterfertigt sein muss;

• die vom/von der Prüfingenieur/in aufgenommenen Überprüfungsbefunde, sofern 
sie nicht bereits vorgelegt wurden;

Auf die Vorlage der übrigen im §128 Abs. 2 genannten Unterlagen wird gemäß §128 
Abs 3 BO verzichtet

3.)

4)

5.)

6.)

7.)

8.)

Begründung

Der dem Bescheid zu Grunde gelegte Sachverhalt ist den eingereichten Plänen und dem Ergebnis 
des Ermittlungsverfahrens entnommen Die Bauführung ist nach den bestehenden Rechtsvorschrif­
ten zulässig Die Auflagen sind in der Bauordnung für Wien und den einschlägigen Nebengesetzen 
begründet. Etwaige privatrechtliche Vereinbarungen waren im Baubewilligungsverfahren nicht zu 
prüfen

Die Brückenkonstruktion lagert einerseits auf dem Sockelgebäude auf Bauplatz B, Trniple Turm 2 
(EZ 2029 der Kat Gern Landstraße) auf, überspannt zwei Trennstücke der § 53 BO-Straße 
(EZ 4344 - Gst Nr 2347/7, EZ 4690 - Gst. Nr 3111/6, der Kat Gern Landstraße) und lagert ande­
rerseits auf der Sockelbebauung des Burohauskompexes „TownTown“ (EZ 2029 der Kat Gern 
Landstraße) auf
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Der Brückenteil auf gegenständlichem Bauplatz B konnte gemäß § 71 BO nur gegen jederzeitigen 
Widerruf bewilligt werden, da dieser nur in Verbindung mit dem Brückenteil auf EZ 2029 der Kat 
Gern Landstraße („TownTown“) eine bauliche Einheit bildet (MA 37-BB/893628-2018-1) Somit ist 
das Brückenbauwerk in seiner baulichen Substanz eine Einheit, welche jedoch durch Bauplatz­
grenzen sowie Trennstücke unterbrochen wird Darüber hinaus kann die Brücke nur auf Bestands­
dauer der jeweiligen Bauwerke, welche als Auflagerpunkte dienen, bestehen bleiben. Da sämtliche 
Eigentümer der Bauplätze und Trennstücke dem Bauvorhaben zugestimmt haben und statische so­
wie wirtschaftliche Gründe für die gewählte Konstruktion sprechen, konnte eine Bewilligung gemäß 
§ 71 BO erteilt werden.
Weiters sprechen keine Gründe gegen die Erteilung eine Bewilligung gemäß § 71 BO, da die erfor­
derlichen Durchfahrtshöhen auf der öffentlichen Straße gegeben bleiben und sämtliche betroffene 
Grundeigentümerinnen dem Bauvorhaben zugestimmt haben. Darüber hinaus stehen keine öffentli­
chen Interessen dagegen

Rechtsmittelbelehrung
Sie haben das Recht gegen diesen Bescheid Beschwerde an das Verwaltungsgericht zu erheben.
Die Beschwerde ist innerhalb von vier Wochen nach Zustellung dieses Bescheides schriftlich bei 
uns einzubringen Sie hat den Bescheid, gegen den sie sich richtet, und die Behörde, die den Be­
scheid erlassen hat, zu bezeichnen. Weiters hat die Beschwerde die Gründe, auf die sich die Be­
hauptung der Rechtswidrigkeit stützt, das Begehren und die Angaben, die erforderlich sind, um zu 
beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist, zu enthalten
Wenn Sie die Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht wünschen, 
müssen Sie diese gleichzeitig mit der Erhebung der Beschwerde beantragen.
Die Beschwerde kann in jeder technisch möglichen Form übermittelt werden. Bitte beachten Sie, 
dass die Absenderin bzw. der Absender die mit jeder Übermittlungsart verbundenen Risiken (z. B. 
Ubertragungsverlust, Verlust des Schriftstückes) trägt
Die Pauschalgebühr für die Beschwerde beträgt EUR 30,- Dieser Betrag ist auf das Konto des Fi­
nanzamtes für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel (IBAN. AT83 0100 0000 0550 4109, BIC: 
BUNDATWW) zu entrichten, wobei als Verwendungszweck auf beleghaften Zahlungsanweisungen 
das betreffende Beschwerdeverfahren (Geschäftszahl des Bescheides) und der Betrag anzugeben
ist.
Bei elektronischer Überweisung der Beschwerdegebühr mit der „Finanzamtszahlung“ ist als Emp­
fänger das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel (IBAN wie zuvor) anzugeben 
oder auszuwählen Weiters sind die Steuernummer/Abgabenkontonummer 109999102, die Abga­
benart „EEE - Beschwerdegebuhr“, das Datum des Bescheides als Zeitraum/Periode und der Be­
trag anzugeben
Der Beschwerde ist als Nachweis der Entrichtung der Gebühr der Zahlungsbeleg oder ein Ausdruck 
über die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung anzuschließen
Die telefonische oder mündliche Einbringung der Beschwerde ist nicht zulässig.

Hinweis auf Rechtsvorschriften
Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass die einschlägigen baurechtlichen Vorschriften (Gesetze, 
Verordnungen und die darin verbindlich erklärten Normen), sofern im Baubewilligungsbescheid nicht 
anders bestimmt, auch dann auf den Bau Anwendung finden, wenn sie im Bescheid nicht angeführt 
oder in den Einreichunterlagen anders dargestellt sind Im Einzelnen wird auf die Bestimmungen der 
BO und auf die Richtlinien des Österreichischen Instituts für Bautechnik (OIB) verwiesen.
Während der Bauführung ist jede unnötige, das zumutbare Maß übersteigende Lärm- und Staubbe­
lästigung zu vermeiden und insbesondere im Hinblick auf die Einhaltung der Bestimmungen des 
Baularmgesetzes, LGBI für Wien Nr. 16/1973 in der dzt geltenden Fassung in Verbindung mit der 
Verordnung der Wiener Landesregierung vom 30 Apr 1973, LGBI. für Wien Nr. 20/1973 zu achten
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Auf die Bestimmungen des Bundesbehindertengleichstellungsgesetzes wird hingewiesen.

Auf die Verpflichtung zur Einhaltung der Bestimmungen des Arbeitnehmerschutzes und des Bauar­
beitenkoordinationsgesetzes - BauKG wird hingewiesen. Auskünfte zum BauKG erhalten Sie zum 
Beispiel bei der Landesinnung Bau Wien, Wolfengasse 4, 1010 Wien.

Bei Baubeginn ist jedenfalls zu überprüfen, ob die der Berechnung zugrundeliegenden statischen 
Sachverhalte den Tatsachen vor Ort entsprechen. Die Auswirkungen aller früheren und/oder gleich­
zeitigen Baumaßnahmen sind zu berücksichtigen.

Zum Fällen von Bäumen nach dem Wiener Baumschutzgesetz ist eine gesonderte Bewilligung er­
forderlich, um die beim Magistratischen Bezirksamt des betroffenen Bezirkes anzusuchen ist.

Das nach § 71 BO bewilligte Bauwerk ist mit Ablauf der Bewilligung ohne Anspruch auf Entschädi­
gung oder den Ersatz irgendwelcher Kosten abzutragen. Dabei ist bei den entstehenden, absturzge­
fährdeten Bereichen eine geeignete Absturzsicherung vorzusehen.

Falls im öffentlichen Gut Maßnahmen (z.B. Überschreiten der Baulinie im unterirdischen Straßen­
raum durch Keller, Arbeiten im Gehsteig, Errichtung eines Kanals) erforderlich sind, wird darauf auf­
merksam gemacht, dass zwei Wochen vor Beginn der Arbeiten vom Bauwerber oder dem ausfüh­
renden Unternehmen beim Magistrat der Stadt Wien, MA28 - Gruppe Aufgrabung (Lienfeldergasse 
96, 1170 Wien), eine privatrechtliche Einzelvereinbarung für diese Maßnahme abzuschließen ist. 
Betroffene Einbautenträger/innen - bei der MA 28 liegt ein Verzeichnis solcher in Betracht kommen­
den Einbautenträger z.B. MA 33 (öffentliche Beleuchtungseinrichtungen), Telekom Austria AG (Tele­
fonkabel), usw. auf - sind zwei Wochen vor Baubeginn zu verständigen.

Das gegenständliche Bauvorhaben soll im Bauverbotsbereich der A4-Ostautobahn Verlängerung 
Stadionbrücke errichtet werden. Diesbezüglich ist gesondert eine Ausnahmegenehmigung der ASFI- 
NAG zu erwirken.

Gebührenhinweis

Ausstehende Gebühren und Abgaben werden gesondert vorgeschrieben. Sie erhalten in den nächs­
ten Tagen einen Zahlschein. Sie können aber auch unter Vorlage des Zahlscheines bei einer Kassa 
der Stadt Wien bar oder mittels Bankomat einzahlen. Weiters haben Sie die Möglichkeit die Bezah­
lung mittels Internet, über das „Bezahlservice“ der Stadt Wien (www.wien.at/bezahlen) vorzuneh­
men.

Für den Abteilungsleiter:

Dl Kaltseis 
Oberstadtbaurat

Ergeht an:

Laut Verteilerliste

Wichtige Informationen und Formulare im Internet: 
www.bauen.wien.at
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Anhang

Verteilerliste zur Zahl 797368-2018-1

Ergeht an:

TRIIIPLE BP zwei GmbH & Co OG 
Trabrennstraße 2b, A-1020 Wien

Einbringerln/Bauwerberln,
Grund(mit)eigentümerln

mit Planparien A und B

TownTown Immobiliendevelopment GmbH & Co "Company Building Riegel 
Eins" OG
Theobaldgasse 19, A-1060 Wien

als Miteigentümerin der betroffenen Nachbarliegenschaft EZ 2029 und 4388 
der Kat. Gern. Landstraße

Nachbarin

TRIIIPLE BP vier GmbH & Co OG 
Trabrennstraße 2b, A-1020 Wien

Nachbarin

als Miteigentümerin der betroffenen Nachbarliegenschaft EZ 4690 der Kat. 
Gern. Landstraße

WIPARKGaragen GmbH 
Thomas-Klestil-Platz 13, A-1030 Wien

als Miteigentümerin der betroffenen Nachbarliegenschaft EZ 2029 und 4388 
der Kat. Gern. Landstraße

Nachbarin

Behörden/Verwaltung:

Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel

MA28 - Straßenverwaltung und Straßenbau - Mitte (2,3,4,5,11 und 20)

zur Information hinsichtlich Überbauung der öffentlichen Straße gemäß § 53 BO (Schnirchgasse)

MA 37 - Bauinspektion (Bescheidausfertigung an Bauführer)

MA37 - Bauinspektion, Überwachungsarchiv 

mit Plan C und statischer Vorbemessung

MA 64 - Eintragung Grundbuch

2 Ausfertigungen nach Rechtskraft mit Parien D und E sowie dem Ersuchen um Veranlassung der Ersichtlichmachung 
gemäß Spruch dieses Bescheides

Magistrat der Stadt Wien
Magistratsabteilung 37 - Baupolizei

Gruppe BB 

ZI.: MA37-BB/797368-2018-1

mn37
BAUPOLIZEI
SICHER BAUEN

StciDtüWie.n

Bescheid ist gegenüber den in der^ ^Dieser
Zustellungsverfügung genannten 
12.02.2019 in Rechtskraft erwachsen. ^sAgm,

Für den Abteilungsleiter:
Dipl.-Ing. Kaltseis 
OberstadtbauratWien, 18.02.2019 Ai■>
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Dieses Dokument wurde amtssigniert.
Information zur Prüfung des elektronischen Siegels 
bzw. der elektronischen Signatur finden Sie unter: 
https://www.wien.gv.at/amtssignatur

AMTSSIGNATUR
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AUSSTATTUNGSBESCHREIBUNG  
RESTAURANT (Top 102) & NEBENFLÄCHE (Top 103) TURM 2, 1.OG 
EDELROHBAU 
 

 
 
AUSSENHÜLLE 
 
Außenwände tragend: 
Aussen : Sichtbeton, Schalungsqualität III oder STB-Wände mit Vollwärmeschutz 
 
Verglasungen zu beheizten Räumen: 
zB Markthalle, Café/Restaurant, KiGa, Büros etc. 
3-Scheiben Isolierverglasung in thermisch getrennter Pfosten-Riegelkonstruktion aus Aluminium 
Öffenbare Elemente lt. Planung 
Kennwerte lt. bauphysikalischer Erfordernis 
Oberfläche pulverbeschichtet. Farbe bzw. Oberfläche gem. Architekturkonzept 
 
Sonnenschutz: 
Außenliegend wo laut bauphysikalischer erforderlich bzw. lt. Einreichplanung. 
 
OBERFLÄCHEN INNEN 
 
Objekt-Trennwände innen: 
Stahlbetonwände, tlw. mit GK-Vorsatzschale oder 
GK-Ständerwände 
GK-Oberflächen malerfertig gespachtelt (Q2) 
 
Decke: 
Stahlbetondecke 
 
Boden: 
Stahlbeton-Rohdecke (ohne Estrich) 
 
 
ELEKTROTECHNIK 
 
Die Anspeisung der Mietfläche im Top 102 erfolgt mit entsprechend dimensionierten Kabeln vom 
Zählerraum im UG1. Die Zählung erfolgt über eine Wandlermessung in der Netzebene 7. Für diese 
Mietfläche wird eine Anschlussleistung von 160 kW vorgesehen (gemäß übermittelter 
Leistungsaufstellung vom 21.4.2021). 
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Im Mietbereich Top 102 wird ein Unterverteiler vorgesehen. Der Unterverteiler wird mit einer 
Ausbaureserve für den Mieterausbau hergestellt. 
Für das Top 103 wird eine Anspeisung aus dem Zählerraum im UG1 vorgesehen. Die Zählung 
erfolgt über eine Direktzählung in der Netzebene 7. Für die Mietfläche Top 103 wird eine 
Anschlussleistung von 20 kW vorgesehen. 
 
Sicherheitsbeleuchtung: 
 
Die Sicherheitsbeleuchtung wird entsprechend den geltenden Vorschriften ÖVE/ÖNORM E-8002 
errichtet. Zur Versorgung der Leuchten wird eine Zentralbatterieanlage für das Haus 2 im UG1 
(Batterieraum) ausgeführt. Die Batterien werden für einen mindestens einstündigen Betrieb bei 
Nennleistung der Anlage bemessen, da die Anlage aus dem Netz des Netzersatzaggregats versorgt 
wird. 
 
In der jeweiligen Mietfläche in beiden Tops wird eine Grundausstattung für die 
Sicherheitsbeleuchtung (1 lx) an der Rohdecke vorgesehen. Zusätzlich werden Stromkreise für den 
Mieterausbau vorgehalten. Der Ausbau erfolgt durch den Mieter in Absprache mit dem Gewerk 
Elektrotechnik. Verwendetes Fabrikat: DIN 
 
LWL / Telefonie/TV-Versorgung: 
 
Ausgehend vom Schwachstromraum im UG2 werden Kabelwege über vorhandene 
Kabeltragsysteme bzw. Leerverrohrungen für die Versorgung mit LWL/Telefonie/TV zur Verfügung 
gestellt 
 
Brandmeldeanlage: 
 
Das Gebäude wird gemäß Brandschutzkonzept mit einer eigenständigen automatischen 
Brandmeldeanlage in Vollschutzausführung gemäß EN54 und TRVB 123 (ausgenommen 
Wohnungen) überwacht. Im Mietbereich werden die erforderlichen Brandmelder als Grundschutz auf 
der Rohdecke hergestellt. 
Der Ausbau weiterer Ebenen aufgrund von Mieterausbauten erfolgt durch den Mieter in Absprache 
mit dem Gewerk Elektrotechnik. Verwendetes Fabrikat: Esser / Honeywell 
 

HKLS 
 
Heizung: 
 
Für die Beheizung steht im Top 102 ein Anschluss mit 150kW-beim Schachtaustritt an der 
Mietbereichsgrenze zur Verfügung. Auslegungstemperatur 70/40°C.  
Übergabegrenze ist die Absperreinrichtung an der Mietbereichsgrenze. Die Heizunganspeisung wird 
mit einem eigenen Zähler im Mietbereich ausgeführt. Die Heizungsversorgung im Top 103 wird 
durch den Mieter vom Hauptanschluss hergestellt. 
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Lüftung: 
 
Es stehen im Top 102 Lüftungsanschlüsse an der Mietbereichsgrenze an definierten Stellen mit 
7.300 m³/h Zuluft und 3.550m³/h Abluft zur Verfügung. Für Sonderbereiche (Küche) wird eine 
zusätzliche Abluft von 3.750 m³/h vorgesehen. Die Schnittstelle zum mieterseitigen Ausbau sind die 
Brandschutzklappen in dem ZUL- und ABL-Strang.  
Ein WC-Abluftstrang über Dach ist nichtvorgesehen.  
Für das Top 103 stehen Lüftungsanschlüsse an der Mietbereichsgrenze an definierten Stellen mit 
1.100 m³/h Zuluft und Abluft zur Verfügung. Der Bereich wird durch die Anlage Kindergarten 
mitversorgt. Die Schnittstellen zum mieterseitigen Ausbau sind die Brandschutzklappen in dem ZUL- 
und ABL-Strang. Die Anlage ist nicht für fetthaltige Abluft ausgelegt. 
 

Kälte: 
 
Ein Kälteanschluss für den Mietbereich ist nicht vorgesehen. Eine Grundkühlung ist über die 
konditionierte Zuluft möglich. Bei Bedarf kann eine Kühlleistung von 15 kW an der 
Schachtbereichsgrenze im Top 102 zur Verfügung gestellt werden. Der Ausbau erfolgt durch den 
Mieter. 
 
Wasser: 
 
Es ist ein gezählter Wasseranschluss in der Dimension DN32 bis an die Mietbereichsgrenze Top 
102 geführt. Entnahmemenge = 3,44 l/s. Eine Warmwasserbereitung bzw. Anschluss an eine 
Warmwassererzeugung ist nicht vorgesehen und durch den Mieter zu errichten. 
 
Abwasser: 
 
Die Abwasserleitungen im Mietbereich sind durch den Mieter zu errichten. Die Möglichkeit zum 
Anschließen ist an den gemeinsam abgestimmten, definierten Stellen gegeben. 
Im Erdgeschoss wird durch den Vermieter ein Fettabscheider mindestens NG 4 samt zugehöriger 
Hebeanlage und Entsorgungsmöglichkeit errichtet  
 
Sprinkler: 
 
Der Sprinklerschutz im Mietbereich ist als Sichtinstallation im Umfang Vollschutz ausgeführt. 
Zusätzlich erforderliche Sprinkler bzw. Umbauten an Sprinkler-Grundschutz durch den Ausbau sind 
durch den Mieter zu errichten. Eine Abstimmung mit dem Errichter der Sprinkleranlage im Haus ist 
zwingend erforderlich. 
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Leerrohr für Getränkeleitung und Kabeltassen: 
 
Der Zustimmung des Mieters der unteren Mieteinheit vorbehaltlich, werden die Getränkeleitung und 
die Kabeltassen vom Vermieter hergestellt. Alternativ ist eine Lösung im Hohlraumboden zu 
realisieren. 
 
AUSSENBEREICH / TERRASSE 
 
Bodenbelag: Rechteckpflaster, 20 x 30 x 6cm, Farbe: silbergrau schattiert 
 
Markise: Es werden 16 Stück Betonfundamente (60x60cm) für die von der Mieterin zu errichtende 
Markisenkonstruktion vorgesehen und in den Terrassenaufbau integriert. 
 
Elektro: Es wird eine Leerverrohrung für die gemeinsame Anspeisung der Elektroverbraucher der 
Terrasse durch den Vermieter errichtet. Aufgrund der beengten Platzsituation im Bereich des 
Übergabepunktes (ehemaliger Wassertechnikraum) kann hier nur eine Leerverrohrung für die 
Anspeisung hergestellt werden. Durch den Mieter ist ein entsprechender Verteiler auf der Terrasse 
im Außenbereich zu errichten. Die Planung der benötigten Leerverrohrung für die einzelnen 
Versorgungsbereiche zwischen dem Terrassenverteiler und den benötigten Anspeisepunkten wird 
rechtzeitig durch den Mieter zur Verfügung gestellt. Die Leerverrohrung wird bei rechtzeitigem 
Vorliegen der Planung durch den Vermieter errichtet. Nachträgliche Anpassungen sind durch den 
Mieter durchzuführen. 
 
Pflanzelemente: 1x großer Pflanztrog 700 x 150 cm, 3x kleiner Pflanztrog  
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Öffnungszeiten: Mo, Di, Mi, Fr: 08:00 – 13:00 Uhr, nachmittags nach tel. Vereinbarung, Do: 08:00 – 17:30 Uhr 

Verkehrsverbindung: Linien U1, U3 – Station Stephansplatz; Linien U1, U4 – Station Schwedenplatz; Linien 1A, 3A – Station Hoher Markt 
www.wien.gv.at/mba 

 

 
MAGISTRAT DER STADT WIEN 
Magistratisches Bezirksamt 
für den 1./8. Bezirk 
Wipplingerstraße 8, 1010 Wien 
Fax: (+43 1) 4000-9901210 
Tel.Nr. (+43 1) 4000 + 01210 
E-Mail: post@mba01.wien.gv.at  

 
 
Zahl Sachbearbeiterin Nebenstelle Datum 

GZ: 625944-2021-27 Mag. Johne-Kasal 01522 DW 01.10.2021 
1030 Wien, Schnirchgasse 11 
Schakko Gaststätten GmbH 
 
Betriebsanlage  Einlagezahl 4688 
I.  Feststellung gemäß § 359b GewO 1994 
II. Ausnahme gemäß § 95 ASchG Grundbuch der Katastral- 
 gemeinde: Landstraße 
 
 

B E S C H E I D  
 
 
I. Das Magistratische Bezirksamt für den 1./8.  Bezirk stellt fest, dass die Betriebsanlage der 
Schakko Gaststätten GmbH in 1030 Wien, Schnirchgasse 11, zur Ausübung des Gewerbes 
 

„Gastgewerbe“ 
 
den Voraussetzungen des § 359b Abs. 1 Z 2 GewO 1994 entspricht, da das Ausmaß der der 
Betriebsanlage zur Verfügung stehenden Räumlichkeiten und sonstigen Betriebsflächen nicht 
mehr als 800 m² und die elektrische Anschlussleistung der zur Verwendung gelangenden 
Maschinen und Geräte nicht mehr als 300 kW beträgt. 
 

B e s c h r e i b u n g  d e r  B e t r i e b s a n l a g e :  
 
Es ist die Errichtung einer Betriebsanlage zur Ausübung des Gastgewerbes geplant. Die 
Lokalität soll sich im 1. OG befinden und eine Fläche von 698,37m2 aufweisen. Es sollen 108 
Verabreichungsplätze in 3 Gasträumen im 1. OG und insgesamt 124 Verabreichungsplätze in 
einem Gastgarten errichtet werden, mit einer Sitzplatzbeschränkung auf 83 ab 19 Uhr im 
Gastgarten. Die Betriebsanlage soll mechanisch be- und entlüftet werden, wobei die 
Lüftungsanlage sich in der Lüftungszentrale im U02 befinden soll. Die Betriebsanlage soll von 6 
bis 1 Uhr und der Gastgarten von 6 bis 22 Uhr betrieben werden. Es soll in den Gasträumen 
Musik in der Lautstärke 63db(A) wiedergegeben werden. Es sollen Geräte für eine Vollküche 
verwendet werden. Es sollen 35 Arbeitnehmer beschäftigt werden. Die Verbundkühlanlage für 
die Kühl und Tiefkühlräume werden in der Garage im 1. OG angeordnet. 
 
Die mit Kollaudierungsvermerk versehenen Unterlagen bilden einen Bestandteil dieses 
Bescheides. 
 
(A1-D1) Ansuchen und Betriebsbeschreibung 
(A2-D2) Betriebsbeschreibung, Geräteliste 
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(A3-D3) Lageplan 
(A4-D4) Grundrissplan EG, 1 OG 
(A5-D5) Schnittplan 
(A6-D6) 1. UG Teilgrundriss, Kälteanlagen 
(A7-D7) Belichtungsflächenberechnung (inkl. Teilgrundrissplänen) 
(A8-D8) Technische Beschreibung der lüftungstechnischen Anlagen (Lüftungsschema) 
(A9-D9) Lüftungsplan 1 OG 
(A10-D10) Plan Luftmengenberechnung (Küche und Catering Küche) 
(A11-D11) Grundriss 2. UG (Lüftungszentrale 
(A12-D12) Beschreibung Kältetechnische Anlagen 
(A13-D13) Abfallwirtschaftskonzept 
(A14-D14) Schalltechnische Untersuchung 
(A15-D15) Beschreibung Werbeschilder und Sonnenschirme 
(A16-D16) Plan Werbung und Beschattung 
(A17-D17) Brandschutzkonzept 
(A18-D18) Plan Sicherheitsbeleuchtung für Allgemeinbereiche plus Beschreibung 
(A19-D19) Plan Elektrotechnik 
(A20-D20) Notbeleuchtungsplan 
(A21-D21) Brandschutztechnisch relevante Stellungnahme  
 
Bezüglich der Errichtung und des Betriebes der Betriebsanlage werden gemäß § 359b Abs. 3 
GewO 1994 folgende Aufträge vorgeschrieben: 
 

Elektrische Anlage 
 

1) Die elektrische Anlage und die verwendeten elektrischen Betriebsmittel müssen den in 
den Verordnungen zum Elektrotechnikgesetz 1992 - ETG 1992 angeführten 
Österreichischen Vorschriften und Bestimmungen für die Elektrotechnik (ÖVE) 
entsprechen.  

 

2) Die elektrische Anlage ist vor ihrer Inbetriebnahme einer Erstprüfung gemäß 
ÖVE/ÖNORM E 8001-6-61/2001 zu unterziehen und ist sodann alle 3 Jahre durch eine 
Elektrofachkraft wiederkehrend überprüfen zu lassen. Nach einer wesentlichen 
Änderung oder Erweiterung der elektrischen Anlage ist diese einer neuerlichen 
Erstprüfung unterziehen zu lassen. Die wiederkehrende Überprüfung der gesamten 
elektrischen Anlage ist gemäß ÖVE/ÖNORM E 8001-6-62/2003 durchzuführen. Die 
Ergebnisse dieser Überprüfungen sowie der Überprüfungsumfang sind in Prüfbefunden 
zu dokumentieren. Diese Prüfbefunde sind dem Anlagenbuch gemäß ÖVE/ÖNORM 
E 8001-6-63/2003 beizufügen und in der Betriebsanlage zur Einsichtnahme durch 
Aufsichtsorgane der Behörden bereitzuhalten (Erstprüfungsbefunde sind auf 
Bestandsdauer der elektrischen Anlage, Befunde über wiederkehrende Prüfungen für 
mindestens 2 Überprüfungsintervalle lang aufzubewahren). 

 
3) Es ist eine von Akkumulatoren betriebene Sicherheitsbeleuchtung einzurichten, die bei 

Ausfall der Hauptbeleuchtung von den Akkumulatoren gespeist selbsttätig eine 
Mindestleuchtdauer von einer Stunde gewährleistet. Die Sicherheitsleuchten sind über 
Ausgängen, Notausgängen, in den Hauptverkehrswegen und Rettungswegen 
(Fluchtwegen) bis zum öffentlichen Grund anzubringen. Die Sicherheitsleuchten in den 
Hauptverkehrswegen und Rettungswegen (Fluchtwegen) sind so zu situieren, dass 
diese Wege deutlich erkennbar sind.  
 

 
4) Zur Deutlichmachung der Fluchtrichtung sind auf den Rettungszeichenleuchten 

graphische Symbole gemäß der ÖNORM EN ISO 7010 anzubringen. Die 
Sicherheitsbeleuchtung muss in lichttechnischer Hinsicht den Anforderungen der 
ÖNORM EN 1838/2013 entsprechen. Die Ergebnisse der vor Inbetriebnahme 
durchzuführenden Prüfungen und Messungen der lichttechnischen Anforderungen sind 
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in Prüfbefunden festzuhalten, die auf Bestandsdauer der Anlage in der Betriebsanlage 
zur Einsichtnahme durch die Kontrollorgane der Behörden aufzubewahren sind.  

 
Technikräume 

 
5) Technikräume müssen nach ihrem Verwendungszweck an den Zugangstüren 

bezeichnet und gegen unbefugten Zutritt gesichert sein. 
 

Erste Löschhilfe 
 

6) Im Gastraum müssen mindestens 2 Stück, und im Gang vor dem Getränkelager 
mindestens 1 Stück tragbare Feuerlöscher, geeignet für die Brandklasse A, Wasser - 
oder Schaumlöscher mit einer Füllmenge von min. 9 l leicht erreichbar, gut sichtbar und 
stets gebrauchsfähig bereitzuhalten. 
 

7) Als erste Löschhilfe muss bei den Frittiergeräten mindestens ein tragbarer Feuerlöscher 
(Fettbrandlöscher geeignet für die Brandklassen A, F mit einem Löschvermögen von 
min. 75F leicht erreichbar, gut sichtbar und stets gebrauchsfähig bereitgehalten sein. 
 

8) Die tragbaren Feuerlöscher müssen in einer Griffhöhe von höchstens 1,20m über dem 
Fußboden montiert und die Aufstellungsorte mit Sicherheitszeichen gemäß ÖNORM EN 
ISO 7010 (Graphische Symbole – Sicherheitsfarben und Sicherheitszeichen – 
Registrierte Sicherheitszeichen) gekennzeichnet sein. 
 

9) Die tragbaren Feuerlöscher müssen der ÖNORM EN 3 entsprechen und müssen 
mindestens jedes zweite Kalenderjahr, längstens jedoch in Abständen von 27 Monaten 
von einer fachkundigen Person (zB Löscherwart) auf ihren ordnungsgemäßen Zustand 
nachweisbar überprüft sein. 

 
Fluchtwege und Notausgänge 

 
10) Der Zugang zur Toilettenanlage und diese selbst müssen bezeichnet und beleuchtet 

sein. 
 

11) Tische, Stühle und sonstige Einrichtungen müssen in den Gasträumen so aufgestellt 
sein, dass stets ein unverstellter Fluchtweg zu den Ausgängen und Notausgängen frei 
bleibt. 

 
12) Die Türen vom Gastraum Richtung Terrasse und die Türe vom Gang zur Catering 

Küche in den Innenhof sowie über den Gang 18,21 m 2 zur Terrasse müssen als 
Notausgang eingerichtet sein.  
 

13) Ausgänge und Notausgänge müssen, solange sich Personen in der Betriebsanlage 
aufhalten, jederzeit leicht und ohne fremde Hilfsmittel von innen auf die gesamte 
Durchgangsbreite geöffnet werden können, jederzeit ungehindert benutzbar sein und 
dürfen nicht verstellt oder eingeengt werden.  
 

14) Ausgänge, Notausgänge und Türen im Verlauf von Fluchtwegen müssen durch deutlich 
sichtbare Sicherheitszeichen gemäß ÖNORM EN ISO 7010 (Graphische Symbole – 
Sicherheitsfarben und Sicherheitszeichen – Registrierte Sicherheitszeichen) 
gekennzeichnet sein. Die deutliche Sichtbarkeit von Sicherheitszeichen darf nicht 
beeinträchtigt werden. 

 
Automatische Schiebetüren 

 
15) Automatische Schiebetüren, die in Ausgängen oder Fluchtwegen eingebaut sind, 

müssen für den Einbau in Flucht- und Rettungswegen geeignet sein. Die Eignung ist 
gegeben, wenn den Anforderungen der „Richtlinie über automatische Schiebetüren in 
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Rettungswegen - AutSchR“ (Deutsches Institut für Bautechnik) oder gleichartigen 
Anforderungen entsprochen wird.  
 

16) Der Erfassungsbereich des inneren Signalgebers (Bewegungsmelder in der 
Fluchtrichtung) von automatischen Schiebetüren muss flächendeckend auf die volle 
Verkehrswegbreite eingestellt sein und muss an jeder Stelle des Verkehrsweges 
innerhalb eines Bereiches von 1,5 m vor den Türflügeln wirksam sein. Automatische 
Schiebetüren müssen bei Ansprechen der Signalgeber auf die volle Durchgangsbreite 
öffnen. Eine Teilöffnung bzw. eine Winterstellung bei automatischen Schiebetüren ohne 
Drehbeschlag ist nicht zulässig. 
 

17) Automatische Schiebetüren müssen anlässlich ihrer ersten Inbetriebnahme durch eine 
Abnahmeprüfung auf ihren ordnungsgemäßen und betriebssicheren Zustand von einem 
dazu befugten Sachverständigen nachweisbar überprüft werden. Bei automatischen 
Schiebetüren, die in Flucht- und Rettungswegen eingebaut sind, muss in dem 
Prüfbefund die Eignung hiefür nachgewiesen sein. Die Befunde sind in der 
Betriebsanlage aufzubewahren und den Organen der Behörde auf Verlangen 
vorzulegen.  
 

18) Automatische Schiebetüren müssen durch wiederkehrende Prüfungen mindestens 
einmal jährlich, längstens jedoch in Abständen von 15 Monaten auf ihren 
ordnungsgemäßen und betriebssicheren Zustand von einer fachkundigen Person 
nachweisbar überprüft werden. Die Befunde sind in der Betriebsanlage aufzubewahren 
und den Organen der Behörde auf Verlangen vorzulegen.  
 

19) Türflügel sowie Seitenteile von automatischen Schiebetüren müssen aus bruchsicheren 
Baustoffen bestehen. Türflügel sowie Seitenteile aus durchsichtigen Baustoffen müssen 
so gekennzeichnet sein, dass sie leicht erkennbar sind 

 
Brandschutz 

 
20) Brandabschnitte müssen entsprechend der Brandabschnittsdarstellungen, die in den 

einen Bestandteil des Bescheides bildenden Plänen eingetragen sind, mit Wänden mit 
einer Feuerwiderstandsdauer von zumindest 90 Minuten ausgeführt sein. 

 
21) Türen und Tore in brandabschnittsbildenden Wänden müssen als Feuerschutztüren mit 

einer Feuerwiderstandsdauer von zumindest 30 Minuten ausgeführt sein. Die 
eingebauten Feuerschutztüren müssen mindestens in der Feuerwiderstandsklasse EI2 
30- C gemäß der ÖNORM B 3850 (Feuerschutzabschlüsse – Drehflügeltüren und –tore 
sowie Pendeltüren) oder der ÖNORM EN 16034 (Türen, Tore und Fenster - 
Produktnorm, Leistungseigenschaften - Feuer- und/oder Rauchschutzeigenschaften) 
ausgeführt und funktionell erhalten sein. 

 
22) Durchbrüche für Installationen (z.B. Heizungsrohrleitungen, Elektroleitungen) in 

brandabschnittsbildenden Wänden und Decken müssen in der Feuerwiderstandsklasse 
EI 90 gemäß der ÖNORM EN 13501- 2 (Klassifizierung von Bauprodukten und Bauarten 
zu ihrem Brandverhalten) abgeschlossen sein. 
 

23) Als Nachweis über die normgemäße Ausführung (Brandverhalten, 
Feuerwiderstandsklasse) der verwendeten Bauprodukte müssen 
Klassifizierungsberichte oder Leistungserklärungen zur Einsichtnahme durch Organe der 
Behörde in der Betriebsanlage bereitgehalten werden, sofern die Bauprodukte selbst 
nicht entsprechend gekennzeichnet sind (CE- Kennzeichnung oder ÜA- Prüfzeichen). 

 
24) Es müssen ein/eine Brandschutzbeauftragte/r und ein Stellvertreter/in gemäß TRVB 119 

bestellt werden. Brandschutzbeauftragte müssen gemäß TRVB 117 ausgebildet sein 
und den Besuch eines Kurses für den vorbeugenden Brandschutz nachweisen können. 
Weiters müssen Brandschutzbeauftragte mit dem Objekt und der Betriebsanlage und 
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den Sicherheitseinrichtungen vertraut und gegenüber den Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern in brandschutztechnischen Belangen anordnungsberechtigt sein. Der/die 
Brandschutzbeauftragte hat dafür Sorge zu tragen, dass ihre/seine Agenden in 
ihrer/seiner Abwesenh eit von einer/einem entsprechend geschulten Stellvertreter/in 
(Brandschutzwart/in) fortgeführt werden. 
 

25) Es ist eine Brandschutzordnung einschließlich der Festlegung des Verhaltens der 
Betriebsangehörigen im Brandfall gemäß TRVB 119 zu erstellen. 

 
26) Es müssen Brandschutzpläne gemäß TRVB 121 ausgearbeitet und beim Hauptzugang 

der Feuerwehr bereitgehalten werden. Die Brandschutzpläne sind im Einvernehmen mit 
dem Planbüro der MA 68 zu erstellen und müssen auf aktuellem Stand gehalten 
werden. 

 
27) Es sind regelmäßige Kontrollen hinsichtlich der Brandsicherheit des Betriebes 

(Eigenkontrollen) gemäß TRVB 120 nachweisbar durchzuführen. 
 

28) Es ist ein Brandschutzbuch gemäß TRVB 119 zu führen, in das alle die Brandsicherheit 
des Betriebes betreffenden Vorkommnisse einzutragen sind. Das Brandschutzbuch ist 
zur jederzeitigen Einsichtnahme durch Organe der Behörde und der Feuerwehr im 
Objekt / in der Betriebsanlage bereitzuhalten. 

 
29) Die Funktion und Zugänglichkeit von Brandschutztechnischen Einrichtungen, 

insbesondere Sprinkler, Wandhydranten und Rauchmelder darf durch 
Einrichtungsgegenstände, Dekorationen oder Lagerungen nicht beeinträchtigt werden. 

 
 

30) Die Notrufnummer der Feuerwehr (derzeit Tel.122) und der Rettung (derzeit Tel.144) 
muss in der Betriebsanlage deutlich ersichtlich gemacht sein. 

 
Lüftungsanlagen 

 
31) Luftleitungen müssen bezüglich ihres Brandverhaltens der Klasse A1 oder A2 gemäß 

ÖNORM EN 13501- 1 „Klassifizierung von Bauprodukten und Bauarten zu ihrem 
Brandverhalten“ entsprechen. Kurze flexible Verbindungsleitungen dürfen aus 
Baustoffen hergestellt werden, die der Klasse B oder C gemäß ÖNORM EN 13501- 1 
„Klassifizierung von Bauprodukten und Bauarten zu ihrem Brandverhalten“ entsprechen. 
Wärmedämmungen von Luftleitungen müssen zumindest der Klasse B oder C gemäß 
ÖNORM EN 13501- 1 „Klassifizierung von Bauprodukten und Bauarten zu ihrem 
Brandverhalten“ entsprechen. 

 
32) Luftleitungen und deren Wärmedämmungen müssen bezüglich ihres Brandverhaltens 

der TRVB 110 B („Brandschutztechnische Anforderungen bei Leitungen und deren 
Durchführung“) entsprechen. 

 
33) An allen Stellen, an denen Luftleitungen der Betriebslüftung brandabschnittsbildende 

Wände oder Decken durchstoßen, müssen Brandschutzklappen eingebaut sein. 
Ausgenommen davon sind Luftleitungen, die außerhalb ihres zugeordneten 
Brandabschnittes bis ins Freie in der Feuerwiderstandsklasse EI 90 (ve - ho, i<>o) 
gemäß ÖNORM EN 13501- 3 „Klassifizierung von Bauprodukten und Bauarten zu ihrem 
Brandverhalten“ bzw. in der Brandwiderstandsklasse L 90 gemäß der vormals gültigen 
ÖNORM M 7626 „Luftleitungen mit brandschutztechnischen Anforderungen“ errichtet 
sind. 

 
 

34) Brandschutzklappen müssen der ÖNORM EN 15650 „Lüftung von Gebäuden - 
Brandschutzklappen“ bzw. der ÖNORM H 6025 „Lüftungstechnische Anlagen - 
Brandschutzklappen“ in der Klassifizierung EI 90 (ve- ho, i<>0) entsprechen. Der Einbau 
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von Brandschutzklappen hat unter Berücksichtigung der Herstellerangaben bzw. der 
ÖNORM H 6031 „Lüftungstechnische Anlagen - Einbau und Kontrollprüfung von 
Brandschutzklappen und Brandrauch- Steuerklappen“ zu erfolgen. 

 
35) Nicht einsehbare Einbauorte von Brandschutzklappen (z.B. oberhalb von 

Zwischendecken) müssen deutlich sichtbar gekennzeichnet sein. 
 

36) Anstelle von Brandschutzklappen können bei Trennbauteilen Feuerschutzabschlüsse 
auf Basis intumeszierender Materialien gemäß Ö NORM H 6027 „Lüftungstechnische 
Anlagen - Feuerschutzabschlüsse auf Basis intumeszierender Materialien mit 
mechanischem oder ohne mechanischem Verschlusselement“ eingebaut werden. 

 
37) Die Lüftungsanlagen müssen durch wiederkehrende Prüfungen mindestens einmal 

jährlich, längstens jedoch in Abständen von 15 Monaten auf ihre Übereinstimmung mit 
dem Genehmigungsbescheid, auf ihre Funktionsfähigkeit sowie auf Einhaltung der 
bescheidgemäß vorgeschriebenen lüftungstechnischen Auflagen von einer 
fachkundigen Person nachweisbar überprüft werden. Im Überprüfungsbefund sind 
jedenfalls die geprüften Anlagen, die zugehörigen behördlichen 
Genehmigungsbescheide sowie allenfalls erforderliche Wartungs - und 
Reinigungsarbeiten anzuführen. Die Befunde sind vor Ort aufzubewahren und den 
Organen der Behörde auf Verlangen vorzulegen. 

 
38) Die Lüftungsanlagen sind an der luftführenden Seite einmal jährlich, längstens jedoch in 

Abständen von 15 Monaten, auf Verschmutzung zu überprüfen. Bei festgestellter 
Verschmutzung sind die Lüftungsanlagen zu reinigen. Über die vorgenommenen 
Überprüfungen auf Verschmutzung sowie die erforderlichen Reinigungsarbeiten sind 7 
Aufzeichnungen zu führen, die vor Ort aufzubewahren und den Organen der Behörden 
auf Verlangen vorzulegen sind. 

 
Auflagen zur Hintanhaltung von Belästigungen 

 
39) Die bei Kochstellen und Frittiergeräten, während des Kochbetriebes entstehenden 

Dämpfe müssen über eine Dunstabzugshaube mit eingebauten Fettabscheideelementen 
mechanisch abgesaugt werden. Die Dunstabzugshaube ist unmittelbar über den 
Geräten anzuordnen. 
 

40) Die Fettabscheideelemente der Dunstabzugshaube sind täglich vor Betriebsbeginn auf 
Verwendbarkeit zu überprüfen und bei Erfordernis zu reinigen. Eine Reinigung hat 
jedoch zumindest einmal wöchentlich nachweisbar zu erfolgen. 

 
41) Die einfache Doppelflügeltüre vom Gastraum Richtung Gastgarten ist nach Ende des 

Gastgartenbetriebes geschlossen zu halten und darf nur als Notausgang verwendet 
werden. 

 
Tonwiedergabeanlage 

 
42) Die Lautsprecher der Tonwiedergabeanlage sind körperschallentkoppelt aufzustellen, zu 

montieren oder aufzuhängen. Im Messbericht ist die körperschallentkoppelte Ausführung 
zu dokumentieren.  
 

43) Bei Betrieb von Tonwiedergabeanlagen dürfen in 1 Meter Entfernung von den 
Lautsprechern folgende Grenzpegel gemessen mit der Anzeigedynamik „schnell“ (fast) 
nicht überschritten werden: 
A-bewerteter energieäquivalenter Dauerschallpegel (LA,eq) 63dB  
C-bewerteter energieäquivalenter Dauerschallpegel (LC,eq) 67dB  
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44) In die Tonwiedergabeanlage ist zur Sicherstellung der Grenzpegel eine elektronische 
Begrenzungseinrichtung zu integrieren. Bei Unterbrechung der Stromzufuhr zur 
Begrenzungseinrichtung darf keine Tonwiedergabe mehr erfolgen.  
 

45) Die elektrischen Leitungen zur Übertragung von Tonfrequenzen zwischen der 
Begrenzungseinrichtung und allen nachfolgenden Tonwiedergabekomponenten bis zu 
den Lautsprechern sind an allen Enden fix mit dem jeweiligen Gerät zu verbinden (löten, 
pressen, usw.). Sollten mehrere Begrenzungseinrichtungen betrieben werden, so sind 
diese elektrischen Leitungen ebenfalls an allen Enden fix auszuführen.  
 

46) Die Einstellung der Tonwiedergabeanlage auf die vorgeschriebenen Grenzpegel hat 
durch eine befugte Fachfirma, einen Ziviltechniker, einen allgemein gerichtlich beeideten 
Sachverständigen, eine akkreditierte oder eine staatlich autorisierte Stelle zu erfolgen. 
Dabei sind durch diese die Bedienungselemente bzw. die Schnittstelle der 
Begrenzungseinrichtung mit Siegel, Plombe etc. so zu sichern, dass eine Veränderung 
der Grenzpegel ohne Beschädigung der Siegel oder Plomben nicht möglich ist. Nach 
jeder Veränderung der Tonwiedergabeanlage (z.B. Austausch von Musik - oder 
Beschallungskomponenten, Veränderung des Grenzpegels, Verletzung der 
Verplombung 11 oder Versiegelung) hat eine neuerliche Einstellung auf die 
vorgeschriebenen Grenzwerte mit anschließender Sicherung zu erfolgen.  
 

47) Über die in Verwendung stehende Tonwiedergabeanlage ist nach jeder Einstellung ein 
Messbericht zu erstellen, der Folgendes zu beinhalten hat:  

a. Beschreibung der körperschallentkoppelten Montage, Aufstellung oder 
Aufhängung der Lautsprecher  

b. Beschreibung der Tonwiedergabeanlage (Musikanlage)  
c. Liste der vorhandenen Geräte mit Firmenbezeichnung, Type.  
d. Schematischer Schaltplan der Tonwiedergabeanlage mit Legende, Angabe der 

Tonkanäle, Aus - und Eingänge  
e. Grundrissplan mit eingezeichneten Lautsprecherpositionen.  
f. Angabe der Messpunkte  
g. Verwendete Begrenzungseinrichtung  
h. Angabe zum Schallpegelmessgerät, Kopie vom Eichschein  
i. Angabe der Messergebnisse  
j. Angabe aller Begrenzungseinrichtungen bzw. der gegen Veränderung 

gesicherten Bedienungselemente bzw. Schnittstellen samt Abbildung der 
verwendeten Siegel oder Plomben.  

k. Angabe des Verantwortlichen für die Einstellung der Begrenzungseinrichtung l 
l. Datum, Name und Unterschrift des Erstellers 

 
48) Der Messbericht über die in Verwendung stehende Tonwiedergabeanlage ist in der 

Betriebsanlage zur jederzeitigen Einsichtnahme für Behördenvertreter bereitzuhalte n 
und auf Verlangen vorzulegen in Kopie an die zuständige Behörde zu übermitteln.  

 
49) Livemusikdarbietungen dürfen nur mit elektronisch verstärkten Musikinstrumenten ohne 

Eigenlautstärke über die im Messbericht beschriebene Tonwiedergabeanlage erfolgen. 
Gesang ist nicht gestattet. 

 
Die Aufträge Nr. 5), 7), 8), 20), 21), 23), 30), 33), 35), 36), 39), 40), werden auch gemäß § 93 
Abs. 2 ArbeitnehmerInnenschutzgesetz – ASchG vorgeschrieben.  
 
II. Gemäß § 95 Abs. 3 Arbeitnehmerschutzgesetz 1994 (ASchG), BGBl. Nr.450/1994 idgF wird 
über Antrag der Schakko Gaststätten GmbH als Arbeitgeber für die Arbeitsstätte in 1030 Wien, 
Schnirchgasse 11, insofern eine Ausnahmegenehmigung von der Bestimmung des § 23 
Arbeitsstättenverordnung, AStV, BGBl. Nr. 368/1998 erteilt, als eine Raumhöhe von 3m im 
Bereich der Catering Küche nicht erforderlich ist. Die geringere Raumhöhe von 2,8m wird durch 
ausreichende Lichteintrittsflächen und folgende Ersatzmaßnahmen kompensiert: 

1. Küchendecke in Weiß 
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2. Lichtfarbe von 4.000K weißneutral 
3. Lichtstärke höher 700Lux 

 
Die mit Kollaudierungsvermerk versehene Beilage A22-D22 bildet einen Bestandteil dieses 
Bescheides. 
 
(A22-D22) Ausnahmeansuchen gemäß § 95 ASchG 
 
 

B E G R Ü N D U N G  
 
Zu I. Mit Schreiben vom 19.05.2021 beantragte die Schakko Gaststätten GmbH die 
Genehmigung der Betriebsanlage in 1030 Wien, Schnirchgasse 11. 
 
Aus dem Genehmigungsansuchen und seinen Beilagen ergab sich, dass die der 
Betriebsanlage zur Verfügung stehenden Räumlichkeiten und sonstigen Betriebsflächen 
insgesamt nicht mehr als 698,37m² betragen, die elektrische Anschlussleistung der zur 
Verwendung gelangenden Maschinen und Geräte 148,93kW nicht übersteigt und wurde das 
Projekt mit Anschlag an der Amtstafel in der Gemeinde, auf dem Betriebsgrundstück und in den 
der Anlage unmittelbar benachbarten Häusern sowie durch Verlautbarung auf der Internetseite 
www.wien.gv.at mit dem Hinweis bekanntgegeben, dass die Projektunterlagen bei der Behörde 
aufliegen und dass die Nachbarn von ihrem Anhörungsrecht Gebrauch machen können. 
 
Vom Anhörungsrecht gemäß § 359b GewO 1994 hat kein Nachbar Gebrauch gemacht. 
 
In der Augenscheinsverhandlung vom 07.07.2021 wurde die Betriebsanlage besichtigt, das 
Ansuchen präzisiert, die Einreichunterlagen besprochen und notwendige Ergänzungen erörtert. 
 
Die notwendigen Ergänzungen wurden im Projekt vorgenommen und die diesbezüglichen 
Unterlagen nachgereicht.  
 
In der Bürobesprechung vom 18.08.2021 wurden aus gewerbe-, elektro- und schalltechnischer 
Sicht keine Einwände gegen die Genehmigung der Betriebsanlage erhoben.  
 
Die Auflagenpunkte 1) bis 4) wurden vom elektrotechnischen Sachverständigen 
vorgeschrieben. 
Die Auflagenpunkte 5) bis 41) wurden vom gewerbetechnischen Sachverständigen 
vorgeschrieben. 
Die Auflagepunkte 42) bis 49) wurden vom schalltechnischen Sachverständigen 
vorgeschrieben. 
 
Nach Einschätzung des medizinischen Sachverständigen ist mit keiner unzumutbaren 
Belästigung für die nächstgelegenen Anrainer zu rechnen. 
 
Seitens des Vertreters des Arbeitsinspektorates besteht gegen die Genehmigung der 
Betriebsanlage kein Einwand. 
 
Gemäß § 77 Abs. 1 GewO 1994 ist die Betriebsanlage zu genehmigen, wenn nach dem Stand 
der Technik (§ 71a) und dem Stand der medizinischen und der sonst in Betracht kommenden 
Wissenschaften zu erwarten ist, dass überhaupt oder bei Einhaltung der erforderlichenfalls 
vorzuschreibenden bestimmten geeigneten Auflagen die nach den Umständen des Einzelfalles 
voraussehbaren Gefährdungen im Sinne des § 74 Abs. 2 Z 1 vermieden und Belästigungen, 
Beeinträchtigungen oder nachteilige Einwirkungen im Sinne des § 74 Abs. 2 Z 2 bis 5 auf ein 
zumutbares Maß beschränkt werden.  
 
Gemäß § 74 Abs. 2 GewO 1994 dürfen gewerbliche Betriebsanlagen nur mit Genehmigung der 
Behörde (§§ 333, 334, 335) errichtet oder betrieben werden, wenn sie wegen der Verwendung 
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von Maschinen und Geräten, wegen ihrer Betriebsweise, wegen ihrer Ausstattung oder sonst 
geeignet sind, 
1. das Leben oder die Gesundheit des Gewerbetreibenden, der nicht den Bestimmungen des 

ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, BGBl. Nr. 450/1994, in der jeweils geltenden Fassung, 
unterliegenden mittätigen Familienangehörigen, der Nachbarn oder der Kunden, die die 
Betriebsanlage der Art des Betriebes gemäß aufsuchen, oder das Eigentum oder sonstige 
dingliche Rechte der Nachbarn zu gefährden; als dingliche Rechte im Sinne dieses 
Bundesgesetzes gelten auch die im § 2 Abs. 1 Z 4 lit. g) angeführten Nutzungsrechte, 

2. die Nachbarn durch Geruch, Lärm, Rauch, Staub, Erschütterung oder in anderer Weise zu 
belästigen, 

3. die Religionsausübung in Kirchen, den Unterricht in Schulen, den Betrieb von Kranken- und 
Kuranstalten oder die Verwendung oder den Betrieb anderer öffentlichen Interessen 
dienender benachbarter Anlagen oder Einrichtungen zu beeinträchtigen, 

4. die Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs an oder auf Straßen mit öffentlichem 
Verkehr wesentlich zu beeinträchtigen oder 

5. eine nachteilige Einwirkung auf die Beschaffenheit der Gewässer herbeizuführen, sofern 
nicht ohnedies eine Bewilligung auf Grund wasserrechtlicher Vorschriften vorgeschrieben ist. 

 
Ob Belästigungen der Nachbarn im Sinne des § 74 Abs. 2 Z 2 leg. cit. zumutbar sind, ist gemäß 
Abs. 2 leg. cit. danach zu beurteilen, wie sich die durch die Betriebsanlage verursachten 
Änderungen der tatsächlichen örtlichen Verhältnisse auf ein gesundes, normal empfindendes 
Kind und auf einen gesunden, normal empfindenden Erwachsenen auswirken. 
 
Gemäß § 359b Abs. 1 Z 2 GewO 1994 ist das vereinfachte Genehmigungsverfahren nach Abs. 
2 bis 4 leg. cit. durchzuführen, wenn das Ausmaß der der Betriebsanlage zur Verfügung 
stehenden Räumlichkeiten und sonstigen Betriebsflächen insgesamt nicht mehr als 800 m² 
beträgt und die elektrische Anschlussleistung der zur Verwendung gelangenden Maschinen und 
Geräte 300 kW nicht übersteigt. 
 
Gemäß § 359b Abs. 2 i.V.m. § 356 Abs. 1 GewO 1994 ist das Projekt (Gegenstand sowie die 
Voraussetzungen zur Aufrechterhaltung der Parteistellung gemäß § 42 AVG) durch 
Kundmachung an der Amtstafel der Gemeinde (§ 41 AVG), Verlautbarung auf der Internetseite 
der Behörde, Anschlag auf dem Betriebsgrundstück und Anschlag in den der Betriebsanlage 
unmittelbar benachbarten Häusern mit dem Hinweis bekanntzugeben, dass die 
Projektunterlagen innerhalb eines bestimmten, drei Wochen nicht überschreitenden Zeitraumes 
bei der Behörde zur Einsichtnahme aufliegen und die Nachbarn innerhalb dieses Zeitraumes 
von ihrem Anhörungsrecht Gebrauch machen können. Die Eigentümer der betroffenen Häuser 
haben derartige Anschläge in ihren Häusern zu dulden.  
Statt durch Anschlag im Sinne der Z 3 und 4 kann die Bekanntgabe aus Gründen der 
Zweckmäßigkeit, Raschheit und Einfachheit durch persönliche Verständigung erfolgen. 
 
Gemäß § 359b Abs. 3 GewO 1994 hat die Behörde nach Ablauf der in der Bekanntgabe 
angeführten Frist unter Bedachtnahme auf die eingelangten Äußerungen der Nachbarn und, 
wenn nach dem Stand der Technik (§ 71a) und dem Stand der medizinischen und der sonst in 
Betracht kommenden Wissenschaften zu erwarten ist, dass überhaupt oder bei Einhaltung der 
erforderlichenfalls vorzuschreibenden bestimmten geeigneten Auflagen die nach den 
Umständen des Einzelfalles voraussehbaren Gefährdungen im Sinne des § 74 Abs. 2 Z 1 
vermieden und Belästigungen, Beeinträchtigungen oder nachteilige Einwirkungen im Sinne des 
§ 74 Abs. 2 Z 2 bis 5 auf ein zumutbares Maß beschränkt werden, die die Anwendung des 
vereinfachten Verfahrens begründende Beschaffenheit der Anlage mit Bescheid festzustellen 
und erforderlichenfalls Aufträge zum Schutz der gemäß § 74 Abs. 2 sowie der gemäß § 77 
Abs. 3 und 4 wahrzunehmenden Interessen zu erteilen; dieser Bescheid gilt als 
Genehmigungsbescheid für die Anlage. 
 
Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens wurden von den technischen Sachverständigen die 
im Spruch angeführten Aufträge zur Vermeidung von Gefährdungen im Sinn des § 74 Abs. 2 
Z. 1 leg. cit. und zur Hintanhaltung unzumutbarer Belästigungen erarbeitet. 
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Die Beschreibung der Betriebsanlage erfolgt auf Grund der am 07.07.2021 durchgeführten 
Augenscheinsverhandlung und der diesem Bescheid zugrundegelegten Pläne sowie der von 
der Bewilligungswerberin beigebrachten Betriebsbeschreibung. 
 
Die Vorschreibung zum Schutz des Gewerbetreibenden, der im Betrieb Beschäftigten, der 
Nachbarschaft und der Kunden sind im § 359b Abs. 3 GewO 1994 sowie im 
ArbeitnehmerInnenschutzgesetz – ASchG begründet.  
 
Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 
 
Zu II. Gemäß § 23 Abs.1 AStV dürfen als Arbeitsräume nur Räume mit einer lichten Höhe von 
mindestens 3m verwendet werden.  
(2) Abweichend von Abs. 1 dürfen als Arbeitsräume auch Räume mit mindestens folgender 
lichter Höhe verwendet werden, sofern nur Arbeiten mit geringer körperlicher Belastung 
durchgeführt werden und keine erschwerenden Bedingungen, wie zB erhöhte Wärmeeinwirkung 
oder Belastung der Raumluft durch gefährliche Stoffe, vorliegen: 
1. 2,8 m bei einer Bodenfläche von 100 m2 bis 500 m2  
2. 2,5 m bei einer Bodenfläche bis 100 m2. 
(3) Ist die lichte Höhe nicht an allen Punkten des Raumes gleich, so ist zur Beurteilung die 
durchschnittliche Raumhöhe heranzuziehen.  
 
Gemäß § 95 Abs. 3 ASchG kann aber die zuständige Behörde auf begründeten Antrag des 
Arbeitgebers im Einzelfall Ausnahmen von den Bestimmungen der Arbeitsstättenverordnung 
zulassen, wenn  
- nach den Umständen des Einzelfalles zu erwarten ist, dass Sicherheit und Gesundheit der 
ArbeitnehmerInnen auch bei Genehmigung der Ausnahme gewährleistet sind oder dass durch 
eine andere vom Arbeitgeber vorgesehene Maßnahme zumindest der gleiche Schutz e rreicht 
wird wie bei Einhaltung der betreffenden Bestimmungen der Verordnung, und  
- die Genehmigung dieser Maßnahme nicht gemäß Abs. 1 ausgeschlossen ist.  
 
Das Arbeitsinspektorat Wien Zentrum erhob keinen Einwand gegen die Erteilung einer 
Ausnahmegenehmigung, da unter Einhaltung der Ersatzmaßnahme zu erwarten ist, dass die 
Sicherheit und Gesundheit der ArbeitnehmerInnen auch bei Genehmigung der Ausnahme 
gewährleistet ist.  
 
Ein Ausschlussgrund gemäß § 95 Abs. 1 ASchG liegt nicht vor.  
 
Die Ausnahmegenehmigung war daher zu erteilen. 
 

 
R E C H T S M I T T E L B E L E H R U N G  

 
Sie haben das Recht gegen diesen Bescheid Beschwerde an das Verwaltungsgericht zu 
erheben. 
 
Die Beschwerde ist innerhalb von vier Wochen nach Zustellung dieses Bescheides schriftlich 
beim Magistratischen Bezirksamt für den 1./8. Bezirk, Wipplingerstraße 8, 1010 Wien 
einzubringen. 
Sie hat den Bescheid, gegen den sie sich richtet, und die Behörde, die den Bescheid erlassen 
hat, zu bezeichnen. Weiters hat die Beschwerde die Gründe, auf die sich die Behauptung der 
Rechtswidrigkeit stützt, das Begehren und die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, 
ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist, zu enthalten. 
 
Wenn Sie die Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht 
wünschen, müssen Sie diese gleichzeitig mit der Erhebung der Beschwerde beantragen. 
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Die Beschwerde kann in jeder technisch möglichen Form übermittelt werden. Bitte beachten 
Sie, dass die Absenderin bzw. der Absender die mit jeder Übermittlungsart verbundenen 
Risiken (z.B. Übertragungsverlust, Verlust des Schriftstückes) trägt. 
 
Anbringen, die mit Telefax, im Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder 
anderen technisch möglichen Weise binnen offener Frist eingebracht werden und außerhalb der 
Amtsstunden bei der Behörde einlangen, gelten als rechtzeitig eingebracht. Behördliche 
Entscheidungsfristen beginnen jedoch erst mit dem Wiederbeginn der Amtsstunden zu laufen. 
 
Die telefonische oder mündliche Einbringung der Beschwerde ist nicht zulässig. 
 
 

M I T T E I L U N G  
 
Auf die Verpflichtung zur Einhaltung insbesondere folgender Bestimmungen wird hingewiesen: 
 

Gewerbeordnung (GewO) 1994, BGBl. Nr. 194/1994 
ArbeitnehmerInnenschutzgesetz (ASchG), BGBl. Nr. 450/1994 
Arbeitsstättenverordnung (AStV), BGBl. II Nr. 368/1998 
Abfallwirtschaftsgesetz (AWG), BGBl. Nr. 325/1990 in der geltenden Fassung, samt 
Verordnungen 
Elektrotechnikgesetz, BGBl. Nr. 106/1993 und dessen Verordnungen 
 
Für bauliche Herstellungen und Abänderungen ist die baubehördliche Bewilligung zu erwirken. 
 
 

H I N W E I S  
 
Gemäß § 82b GewO 1994 ist der Betriebsinhaber verpflichtet, die Betriebsanlage wieder-
kehrend prüfen zu lassen. Der zur Durchführung dieser Prüfungen befugte Personenkreis ist im 
§ 82b Abs. 2 GewO 1994 aufgezählt. Die auszustellende Prüfungsbescheinigung ist 
aufzubewahren. Sind in der Prüfbescheinigung Mängel festgehalten, so hat der Betriebsinhaber 
unverzüglich eine Kopie dem Magistratischen Bezirksamt für den 1./8.  Bezirk zu übermitteln.  
 
Der Überprüfungsbefund für elektrische Anlagen, „Verrechenbare Drucksorte VD 390“ ist 
derzeit in der Stadthauptkasse, Wien 1., Rathaus, 7. Stiege, Hochparterre, erhältlich.  
 
Gemäß § 359b Abs. 4 GewO 1994 gilt dieser Bescheid als Genehmigung der Anlage. 
 
 
Ergeht an: 
 
1) Schakko Gaststätten GmbH, Floridusgasse 43/7, 1210 Wien mit Beilagen A1-A22 und 

Zahlschein (RSb) 
2) Arbeitsinspektorat Wien Zentrum mit Beilagen B1-B22 (ZNW) 
 

Nach Rechtskraft in Abschrift an: 
 

3) Herrn Bezirksvorsteher des 3. Bezirks per ELAK Arbeitsvorrat (Versandart Intern) 
4) MA 36 – GT Zentrum mit Beilagen C1-C22 
5) Betriebsanlagenkataster 
6) Bescheidsammlung mit Beilagen D1-D22 
 

##signaturplatzhalter## 

 
Für die Bezirksamtsleiterin 

Mag.a Steiger 
(elektronisch gefertigt) 

 

Dieses Dokument wurde amtssigniert.

Information zur Prüfung des elektronischen Siegels
bzw. der elektronischen Signatur finden Sie unter:
https://www.wien.gv.at/amtssignatur
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Festgehalten wird, dass für das gegenständliche Protokoll die Begriffswahl für Männer und Frauen 
gleichermaßen gilt. 
 
Teilnehmer lt. beiliegender Anwesenheitsliste 
 
Seitens IMA anwesend: 
 
Thomas Sturm, MA BSC / Geschäftsführer 
Mag. Eva Maria Lenz M.A. / Rechtsabteilung 
Anna-Katharina Lehner / Assistentin 
Carina Stimac M.A. / Hausverwalterin 
Madeleine Dobias / Hausverwalterin 
Severin Plefka / Hausverwalter 
Mag. Thorsten Beran / Teamleiter 
Mag. Christoph Böckmann, MA / Leitung Hausverwaltung 
 
Verteiler: an alle Wohnungseigentümer:Innen  
 
Ort: 1030 Wien, Austro Tower Schnirchgasse 17, 9. Konferenzraum  
 
Beginn: 17:00 Uhr  
 
 
Der Geschäftsführer der ima Immobilien Management GmbH, Herr Sturm, MA BSc stellt sich und das 
anwesende Team der Hausverwaltung vor. Anwesend seitens Hausverwaltung sind: Frau Mag.a Eva 
Lenz, Herr Mag. Thorsten Beran, Teamleitung des Teams der Großprojekte, die neue Hausverwalterin 
des Turm 2, Frau Madeleine Dobias, sowie die zuständige Assistenz, Frau Anna-Katharina Lehner, Herr 
Severin Plefka, Hausverwalter des TrIIIple Turm 1, sowie Frau Carina Stimac, welche sich in kürze in 
Karenz verabschieden wird sowie Herr Mag. Christoph Böckmann, Leiter der Hausverwaltung. Weiters 
erläutert Herr Sturm, MA BSc, die Redeordnung des heutigen Abends und bittet die Anwesenden sämt-
liche Fragen bis zu dem Ende des Vortrags der jeweiligen Folie der Präsentation abzuwarten, sowie 
nach einander zu sprechen. 
 
Insgesamt sind 16,66% aller Anteile der Wohnungseigentümergemeinschaft anwesend.  
 
 
Fließend geht die Hausverwaltung auf die Punkte der Tagesordnung über und erläutert:  
 

1. Rückblick & Tätigkeitsbericht seit Übernahme 
• Bereits umgesetzte Maßnahmen und Verbesserungen 
• Schadens- und Versicherungsfälle 
• Informationen zu den Gemeinschaftsflächen  

 
2. Wirtschaftliche Betrachtung  

• Überblick über den aktuellen Rücklagenstand  
• Ergebnis Betriebskostenabrechnung 2022  

1030 Wien, Schnirchgasse 11 
Protokoll Wohnungseigentümerversammlung 
vom 26.09.2023 
 

Beilage 3.5.1
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3. Ausblick: Maßnahmen und Verbesserungen  
• Gewährleistungsendbegehung inklusive Bestellung eines Sachverständigen  
• Sicherheitskonzept: Erläuterung möglicher Verbesserungen wie beispielsweise Auf-

zugssteuerung, Garagenschleusen, Kameras in den Aufzügen und der Grill & Chill Area 
• Erläuterung sonstiger Maßnahmen bzw. Themenblöcke (E-Ladestationen Garage, Zier-

becken Plaza, Badeordnung und Poolnutzung, Optimierung Energie- und Lichtsteue-
rung) 
 

4. Vorausschau 2024  
• Vorstellung der planmäßigen Maßnahmen für das kommende Jahr  

 
Herr Sturm teilt mit, dass nach einigen Tagesordnungspunkten ein Stimmungsbild abgefragt werden 
wird. Die Abfrage erfolgt mittels QR-Code, welcher mittels Smartphone gescannt werden kann, anschlie-
ßend wird man zur jeweiligen Frage weitergeleitet. Der QR-Code ist einmalig zu scannen und bleibt für 
die Dauer der Versammlung aufrecht. Versuchsweise erfolgt die erste Stimmungsabfrage, wie die an-
wesenden Eigentümer das heutige Wetter empfinden.  
 
Herr Sturm übergibt das Wort an Herrn Mag. Beran, welcher ergänzend erläutert, dass die heutigen 
Stimmungsabfragen ausschließlich als solche gewertet werden. Selbstverständlich wird es weiterhin 
möglich sein, allfällige Themen, speziell auch hinsichtlich allfälliger Beschlusswünsche, im Rahmen der 
monatlichen Sprechtage, per Mail oder telefonisch bei der Verwaltung vorzutragen, welche sodann ge-
prüft werden. Herr Mag. Beran hält fest, dass keineswegs beabsichtigt ist hier einzelne Wohnungsei-
gentümer:Innen auszuschließen.  
  
Herr Mag. Beran leitet über auf den ersten Tagesordnungspunkt und erläutert:  
 
Rückblick & Tätigkeitsbericht seit Übernahme 
 
Die Hausverwaltung stellt einige umgesetzte Maßnahmen und Verbesserungen im TrIIIple seit Über-
nahme vor. Insbesondere wurden folgende Maßnahmen gesetzt:  
 
Im Bereich der Verbesserung der Sicherheit: 
 

- Einbau einer Videoüberwachungsanlage 
- Anbringung von Sichtschutzfolien in den Fahrradabstellräumen 
- Verstärkung der Türen 
- Türumbauten von Drücker auf Knauf 
- Fensteroliven bei den Balkonen der allgemeinen Bereiche 
- Beauftragung eines Wachdienstes 
- Zaunerhöhung der Grill & Chill Area 

 
Im Bereich der Verbesserung der Allgemeinteile: 
 

- Austausch Teppichböden in den Aufzügen auf Fliesen 
- Erweiterung der Poolöffnungszeiten 
- Ergänzung von Mülleimern 
- Montage von Kleiderhaken in der Gemeinschaftsküche sowie am Pooldeck 
- Anmietung von Glascontainer 
- Errichtung von Hundekotsackerlspender 
- Ergänzung der Beschilderung 
- Mehrfaches Ausmalen des Eingangsbereichs inkl. Liftlobby 
- Erweiterung von Taubenabwehrmaßnahmen 

 
  



 

3 von 16 

 

Herr Mag. Beran fährt weiters mit den seit Übergabe entstandenen Versicherungsschäden fort. 
 
Insgesamt kam es im Laufe der Jahre zu insgesamt 24 Versicherungsfällen, welche Kosten in der Höhe 
von insgesamt € 2.755.253,77 verursachten, wobei hier festzuhalten ist, dass der Wasserschaden im 
Bereich der Pooltechnik mit einberechnet ist. Regressmöglichkeiten der Versicherungen werden bereits 
eingehend geprüft.  
 
Folgende Schäden haben bisher die größte Schadensumme ausgemacht: 
 

- Defektes Aufzugspaneel im 27.OG (11/2022) 
- Wasserschaden Rohrbruch – Pooltechnik (07/2022) 
- Wasserschaden undichte Gewindeverbindung (01/2023) 
- Glassprung Terrassentüre (05/2023) 

 
In diesem Zusammenhang stellt ein Eigentümer die Frage, wie die Verrechnung der Schäden im Bereich 
der Lärmschutzgalerie abläuft, da es auf dieser regelmäßig zu Schäden kommt.  
Her Mag. Beran teilt hierzu mit, dass die Lärmschutzgalerie nicht direkt und ausschließlich zu Turm 2 
gehört. Die Galerie fällt unter die Vier-Türme Verwaltung, welche sämtliche allgemeinen Bereiche rund 
um, derzeit alle drei, sowie künftig vier, Türme umfasst. Um hier eine optimale Abwicklung der Themen, 
Instandhaltungen und Schäden gewährleisten zu können, wurde ein Vertrag zwischen allen vier Türmen 
abgeschlossen, die sog. Vier-Türme Vereinbarung. Diese Flächen fallen somit in die Überverwaltung, 
über welche auch eine Abrechnung erfolgt, sowie in dieser regelmäßige Versammlungen der vier Türme 
stattfinden müssen. Diese vier Türme sind aufgrund dieser Vereinbarung einer Gemeinschaft nachge-
bildet und wurde auch hier eine Versicherungspolizze abgeschlossen, über welche mitunter die ange-
sprochenen Schäden auf der Lärmschutzgalerie abgewickelt werden. Herr Mag. Beran hält weiters fest, 
dass obwohl der 4. Turm noch nicht erbaut wurde, dieser ebenso Betriebskosten und Rücklage bezahlt.  
 
Gemeinschaftsküche: 
Weitergehend teilt Herr Mag. Beran den Anwesenden mit, dass es im Jahr 2022 insgesamt 61 Buchun-
gen der Gemeinschaftsküche gab, sowie im Jahr 2023 zum Stand 19.09.2023, insgesamt 43 Buchun-
gen vorliegen. 
 
Insgesamt wurden im Jahr 2022 € 1.773,21 eingenommen, wogegen € 1.610,50 für die Gemeinschafts-
küche ausgegeben wurden. Dies ergibt einen aktuellen Überschuss von € 162,71.  
 
Grill&Chill Area: 
Die Hausverwaltung teilt weiters mit, dass es im Jahr 2022 insgesamt 3 Buchungen für die Grill&Chill 
Area gab, sowie dass diese im Jahr 2023 zum Stand 31.08.2023 insgesamt 14-mal gebucht wurde.  
Anmerkung 05.10.2023: Leider kam es in der Präsentation zu einem Tippfehler. Insgesamt gab es im 
Jahr 2022 13 Buchungen, nicht 3.  
 
Bedauerlicherweise kam es in der Area vereinzelt zu kleineren Vandalismusschäden.  
Weiters wurde bereits zweimal eine Zaunerhöhung veranlasst, sowie eine Verblendung im Türgriffbe-
reich nachgerüstet. Ergänzend wurde der Türdrücker auf einen Türknauf ausgetauscht. Außerdem ist 
geplant ein Lochblech im Türbereich anzubringen, sodass es nicht mehr möglich ist, mit dem Fuß im 
Zaungitter Halt zu finden.  
 
Um künftig die Verantwortlichen für allfällige Schäden ausfindig machen zu können, teilt Herr Mag. Be-
ran mit, hat sich die Hausverwaltung überlegt im Bereich der Grill&Chill Area ebenfalls, wie bereits in 
den allgemeinen Bereichen im Erdgeschoss der beiden TrIIIple Türme, eine Videoüberwachung zu in-
stallieren. Hierbei würde eine Kamera auf den Grillbereich gerichtet werden, sowie eine zweite auf den 
Eingangsbereich. Die erste Kostenschätzung der Verwaltung hat hier ergeben, dass sich die Nachrüs-
tung einer solchen Videoüberwachung auf etwa netto € 20.000,00 belaufen würde. Die Kosten würden 
von Turm 1 und 2 getragen werden und teilt die Hausverwaltung mit, dass sich die Kosten pro Durch-
schnittswohnung auf € 39,96, somit € 0,53/m² belaufen würden.  
 
Ein Eigentümer wirft die Frage auf, wie Schäden in diesem Bereich, wenn eine Kameraüberwachung 
installiert wird, erhoben werden. Es gibt, wie erläutert, kaum Buchungen und wird die Videoaufnahme 
bis zur nächsten potentiellen Buchung gelöscht sein und wäre daher nicht ersichtlich, wer mögliche 
Schäden verursacht hat.  
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Die Hausverwaltung teilt hierzu mit, dass Schäden innerhalb der 72-Stunden-Speicherfrist der Video-
überwachung entdeckt werden müssen und bedauerlicherweise nicht garantiert werden kann, dass je-
der einzelne Schaden aufgenommen und die Verursacher zur Verantwortung gezogen werden können, 
da die Grill&Chill Area nur alle 7 Tage von der Reinigung kontrolliert wird  
 
Ein weiterer Wohnungseigentümer stellt die Frage, weshalb, aus Sicht der Hausverwaltung derart we-
nige Buchungen vorhanden sind.  
Herr Mag. Beran teilt mit, dass er vermutet, dass es an der mangelnden Infrastruktur liegt. Sämtliches 
Geschirr, sowie Besteck muss von den Nutzern selbst mitgenommen werden und wird dies für viele zu 
mühsam sein.  
 
Weiters möchte ein Anwesender wissen, weshalb die Kaution derart hoch ist, wenn so wenig Infrastruk-
tur in diesem Bereich angeboten wird.  
Die Hausverwaltung teilt mit, dass die Kaution kostendeckend berechnet ist. Die Berechnung der Kau-
tion hat sich darauf beschränkt, dass relativ wenige Buchungen vorhanden sind, sowie regelmäßig Gas-
flaschen nachgekauft werden müssen. Weiters hält Herr Mag. Beran fest, dass die Kautionskosten be-
reits reduziert wurden, jedoch auch Reinigungskosten nach jeder Nutzung anfallen; ob es sich um eine 
Wochenendnutzung handelt oder nicht ist hierbei irrelevant.  
In diesem Zusammenhang erfragt eine Eigentümerin weshalb am Wochenende gereinigt wird.  
Es wird unmittelbar nach einer Buchung am Wochenende gereinigt, um festzustellen, ob der Nutzer 
übermäßige Verschmutzungen oder Schäden verursacht hat.  
 
Es wird die Frage gestellt, weshalb die Schäden nicht als Gewährleistungsfall eingereicht wurden. 
Die Hausverwaltung teilt mit, dass es sich bei den Schäden etwa um defekte Grillanzünder und eine 
gebrochene Glasscheibe bei der Haube des Grillers handelte. Die Glasscheibe ist Vandalismus zuzu-
ordnen, der Grillanzünder ist als Gewährleistungsfall eingereicht worden. Bedauerlicherweise sind ak-
tuell jedoch kaum Ersatzteilte am Markt für einen solchen Griller vorhanden und wird daher der Errichter 
versuchen, ein Altgerät auszuschlachten und die Ersatzteile anschließend einzubauen. 
 
Aufgrund einer Rückfrage eines anwesenden Wohnungseigentümers teilt die Hausverwaltung weiters 
mit, dass sich die Kosten der Buchung der Grill&Chill Area aktuell auf € 75,00 belaufen.  
 
Herr Mag. Beran ruft nun zur ersten Stimmungsabfrage auf: 
 
Wünschen Sie eine Beschlussfassung über die Installation einer Video-Überwachungsanlage in der 
Grill&Chill Area? Kostenschätzung € 20.000,00. 
 
Ergebnis:  
Ja   23 % 
Nein   77 % 
 
Entsprechend dem Ergebnis teilt die Hausverwaltung mit, dass das Thema der Installation einer Video-
anlage nicht weiterverfolgt wird.  
 
Wirtschaftliche Betrachtung: 
Herr Mag. Beran, geht über zur wirtschaftlichen Betrachtung des Turms 2 und teilt mit, dass der aktuelle 
Stand der Rücklage insgesamt € 193.405,08 beträgt.  
 
Monatlich werden für das Gebäude insgesamt € 9.561,87, sowie für die Garage € 211,50 eingehoben. 
Dies entspricht für das Gebäude € 0,55/m², sowie € 1,50 pro Stellplatz für die Garage. Wobei festzuhal-
ten ist, dass Ausgaben im Bereich der Garage von der bereits erwähnten Überverwaltung getragen 
werden.  
 
Insgesamt weisen Wohnungseigentümer einen Rückstand, zum Stand 31.08.2023 in der Höhe von  
€ 45.344,00 auf. Der Großteil des Rückstandes ist auf den Eigentümer der Sockelzone zurückzuführen. 
Die Geschäftslokale Billa, Restaurant Odessa und die Trafik sind Mieter dieses Eigentümers. Aus dem 
Umstand, dass der Eigentümer seine Zahlungen nicht leistet, kann überhaupt kein Rückschluss darauf 
gezogen werden, ob die Mieter ihre Miete an den Eigentümer bezahlen oder nicht. Herr Mag. Beran teilt 
mit, dass bereits ein Vorzugspfandrecht für die WEG im Grundbuch eingetragen wurde und bereits ein 
Exekutionstitel vorhanden ist, jedoch nochmals mit dem entsprechenden Wohnungseigentümer Kontakt 
aufgenommen wurde und derzeit versucht wird eine Ratenrückzahlung zu erwirken.  
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Dies insbesondere deshalb, da die WEG bei Exekution mit € 20.000,00 in Vorleistung gehen müsste 
und diese Belastung aktuell vermieden werden sollte. 
 
Im Zusammenhang mit der Rücklage teilt die Hausverwaltung mit, dass es im Zuge der WEG-Novelle 
2022 zu einer Neuregelung der Mindestdotierung gekommen ist und nun ein verpflichtend einzuheben-
der Rücklagenbetrag in Höhe von € 0,90 festgelegt wurde. Ausgenommen hiervon sind:  

- Liegenschaften die kürzlich errichtet wurden oder durchgreifend saniert wurden 
- Liegenschaften bei welchen bereits eine besonders hohe Rücklage vorhanden ist 
- Liegenschaften bei welchen die Erhaltungspflichten durch die Wohnungseigentümer selbst ge-

tragen werden (Reihen- oder Einzelwohnhausanlagen § 28 Abs. 1 Z1 WEG 2002) 
 
Die Hausverwaltung teilt mit, dass jedenfalls zu empfehlen ist, die Rücklage nach Ablauf der Gewähr-
leistungspflicht entsprechend auf € 0,90 anzuheben. Mangels vorliegender höchstgerichtlicher Ent-
scheidungen kann nicht eindeutig festgestellt werden, ob es sich bei kürzlich errichteten Liegenschaften 
um Liegenschaften handelt, bei welchen die Errichtung vor drei oder gar fünf Jahren erfolgt ist. Der 
Trend deutet jedenfalls auf drei Jahre hin. Der Verwalter hat bei der Bemessung und Festlegung der 
Rücklage auch zu erwartende Maßnahmen in Bezug auf klimatechnische Veränderungen im Zeitraum 
von 10 bis 15 Jahren zu berücksichtigen. Die Hausverwaltung teilt mit, dass per 01.01.2025 die Rück-
lage jedenfalls auf das gesetzliche Maß angehoben wird. 
 
Weiters fasst Herr Mag. Beran die Jahresabrechnung der Betriebskosten 2022 nochmals zusammen 
und teilt mit, dass im Jahr 2022 insgesamt € 761.035,37 – dies entspricht € 3,70/m² - eingenommen 
wurden, wogegen insgesamt € 705.011,22 – dies entspricht € 3,43/m² - ausgegeben wurden. Somit 
kam es im Zuge der Betriebskostenabrechnung zu einem Gesamtguthaben von € 56.024,15. Trotz der 
Inflation von etwa 10% konnten die Höhe der Betriebskosten-Vorauszahlung für 2023 daher gehalten 
werden.  
 
Maßnahmen und Verbesserungen: 
Weiterführend greift die Hausverwaltung die aktuelle Beschlussfassung über die Wandvertäfelung auf 
und fasst nochmals zusammen:  
Bedauerlicherweise werden die Wände des Aufzugsvorplatzes durch Ein- und Ausladen von Gegen-
ständen in die Aufzüge rasch verschmutzt oder beschädigt und mussten diese bereits mehrfach ausge-
malt werden. Zu diesem Zweck hat sich die Hausverwaltung, zum aktuellen Stand, das Konzept über-
legt, dass die Wandvertäfelung, welche bereits im Bereich der Pflanzeninsel in der Lobby aufzufinden 
ist, weitergeführt wird und der Bereich gegenüber den Aufzügen sowie die Bereiche zwischen den Auf-
zügen A, B und C und die Außenkanten vertäfelt werden. Weiters wurde zur Abstimmung gebracht, ob 
die Vertäfelung im Kantenbereich in der Lobby vor der Glastüre ebenfalls vertäfelt werden soll. Ergän-
zend wird mitgeteilt, dass die Schäden an der Ecke in der Lobby trotz Furnier bedauerlicherweise nicht 
verhindert werden können und wohl künftig auch hier gelegentlich nachgebessert werden müsste. Die 
Gesamtkosten belaufen sich auf Rund € 30.000,00 netto und teilt die Hausverwaltung mit, dass der 
Ergebnisstand des Beschlusses zum 24.09.2023 wie folgt ist: 
 
Aufzugsplatz:  Lobby 
Ja  21,26 % Ja  21,70 % 
Nein  6,56 % Nein 5,78 % 
 
In diesem Zusammenhang, kommt die Frage auf, ob die Hausverwaltung dafür Sorge trägt, dass der 
Errichter diese Kosten trägt, da der worthabende Wohnungseigentümer den Eindruck hat, dass es sich 
hierbei um das erste Gebäude handelte, dass der Errichter konzipiert hat und Angelegenheiten, wie 
etwa die Abnutzung der Wände im Aufzugsvorplatz nicht bedacht hat.  
Herr Mag. Beran teilt hierzu mit, dass seitens der Hausverwaltung ein Zuschuss des Errichters in Höhe 
von € 5.000,00 erwirkt wurde. Dieser Betrag wurde nicht schlichtweg vom Errichter angeboten, sondern 
wurde von der ima Immobilien Management GmbH gefordert die Kosten zu übernehmen und konnte 
zumindest dieser Betrag erreicht werden.  
 
Im Zuge des Gespräches teilen einige Anwesende mit, dass diese gerne eine andere Verkleidung in 
diesen Bereichen hätten, wie etwa eine Verfliesung aus beispielsweise Holzoptik und möchten wissen, 
weshalb die Hausverwaltung eine solche Option nicht ausgesendet hat.  
Hierzu wird mitgeteilt, dass grundsätzlich angedacht war, die Gestaltung des Hauses weiterzuführen 
und eine hochwertige Lösung in passender Optik zu finden. Selbstverständlich würde es auch günsti-
gere Ausführungen geben, diese würden jedoch mehr von der Gestaltung des Hauses abweichen und 
nicht mehr stimmig sein.  
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Weiters teilt Herr Mag. Beran, auf die Frage hin, weshalb nicht schlichtweg ein Nirostakantenschutz mit 
doppelseitigem Klebeband angebracht wird mit, dass grundsätzlich bereits ein Kantenschutz vorhanden 
ist, dieser jedoch zumindest auf einer Seite verschwunden ist, allerdings bis zu einem endgültigen Er-
gebnis des Beschlusses wieder angebracht wird.  
 
Weiters wird, aufgrund verschiedener Rückfragen mitgeteilt, dass grundsätzlich eine Zustimmung einer 
2/3 Mehrheit der Wohnungseigentümer (§ 24 Abs. 4 WEG – Novelle 2022) bei mindestens 33,34% der 
Anteile notwendig ist um die aktuell vorgeschlagene Maßnahme umsetzen zu können – dies ist aktuell 
nicht der Fall – sowie dass die Frist bis jedenfalls noch 06.10.2023 läuft und bis dahin abgestimmt 
werden kann. Fällt das Ergebnis negativ aus, wird die Maßnahme als solche nicht umgesetzt und wer-
den gerne die von den Eigentümern vorgeschlagenen Fliesenoptiken angedacht und ausgearbeitet, 
sowie ggf. abschließend nochmals zur Abstimmung gebracht.  
 
Ein Anwesender teilt mit, dass er es nicht für sinnvoll erachtet, ausschließlich die Möglichkeit zur Ja 
oder Nein Abstimmung zu haben. Er wünscht sich, dass mehrere Optionen ausgewählt werden könnten, 
sowie Entscheidungshilfen gegeben werden, wie etwa die laufenden Kosten gegenüber gestellt zu all-
fälligen Einmalkosten.  
Herr Mag. Beran teilt hierzu mit, dass gerne künftig eine Amortisationsberechnung angestellt werden 
kann, dass jedoch bei der vorgeschlagenen hochwertigen Ausführung keine kurzfristige Amortisation 
gegeben sein wird. Weiters hält er fest, dass man im Wohnungseigentum an Ja- oder Nein-Stimmen 
gebunden ist um Beschlüsse fassen zu können. 
 
Weitergehend erläutert Herr Mag. Beran die ausgesandte Beschlussfassung des Rauchverbots auf der 
Plaza: 
Aufgrund achtlos auf den Boden geworfener Zigarettenstummel kommt es zu erhöhtem Reinigungs-
mehraufwand und stellt dies kein schönes Allgemeinbild dar. Daher wurde eine Rauchverbotszone auf 
der Plaza angedacht, welche aktuell zur Abstimmung kommt.  
 
Das Abstimmungsergebnis zum Stichtag 24.09.2023 ist wie folgt:  
 
Ja  32,33 % 
Nein  1,92 %  
 
Die Diskussion tritt auf, wie die Hausverwaltung gedenkt dies künftig umzusetzen. Ein Rauchverbot wird 
von den Anwesenden grundsätzlich begrüßt, so können sich die Wohnungseigentümer jedoch die an-
gedachte Umsetzung nicht vorstellen. Wird etwa hier den Personen nachgelaufen, wenn diese beo-
bachtet werden, oder werden Schilder aufgehängt. 
Herr Mag. Beran teilt hierzu mit, dass grundsätzlich mitunter der Concierge künftig die Aufgabe über-
nehmen wird, Personen des Platzes zu verweisen, sollte dieser jemanden beim Rauchen beobachten. 
Weiters ist die Hausverwaltung regelmäßig vor Ort und wird diese ebenfalls Rauchende verweisen.  
Aufgrund der vielfachen Fragestellungen übernimmt Herr Sturm das Wort und teilt mit, dass es wohl 
nicht möglich sein wird, eine lückenlose Ausführung zu gewährleisten. Ähnlich wie bei Schnellfahrern 
auf der Straße, wird man nie jeden einzelnen erwischen und ermahnen können, so ist ein Verbot oftmals 
jedoch eine mentale Hemmschwelle. Zigaretten werden achtlos weggeworfen und ist der Reinigungs-
aufwand entsprechend etwas erhöht.  
Abschließend wird hierzu mitgeteilt, dass die Abstimmung noch läuft und noch kein fixes Verbot ent-
schieden bzw. ausgesprochen ist. 
 
Weitergehend informiert die Hausverwaltung die anwesenden Wohnungseigentümer darüber, dass das 
Ende der Gewährleistungsfrist der allgemeinen Teile der 12.08.2024 ist. In diesem Zusammenhang wird 
mitgeteilt, dass ein externer unabhängiger Bausachverständige im Dezember 2023 beauftragt werden 
soll, welcher sämtliche Mängel der allgemeinen Bereiche aufnehmen und feststellen soll. Anschließend 
wir der Errichter zur Mängelbehebung aufgefordert.  
Herr Mag. Beran teilt mit, dass hierzu ein gesondertes Schreiben an sämtliche Wohnungseigentümer 
ergehen wird.  
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Sicherheitskonzept: 
Da keine weiteren Fragen hierzu gestellt werden geht Herr Mag. Beran auf das Sicherheitskonzept ein: 
 
Die Hausverwaltung unterscheidet die Sperrzonen im Gebäude wie folgt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Wohnungseigentümerin greift das Thema auf, weshalb es auf Facebook Aufrufe gibt, wer Zutritt-
schips benötigt und weshalb diese dann einfach bestellt werden können.  
Die Hausverwaltung teilt hierzu mit, dass grundsätzlich endlos Chips bestellt werden können. Diese sind 
jedoch nicht programmiert und als solche somit nutzlos. Ausschließlich das technische Facility Manage-
ment kann, nach Absprache mit der Hausverwaltung und entsprechender Zustimmung, diese Chips 
programmieren.  
 
Ein weiterer Wohnungseigentümer möchte wissen, wie oft die Zugangscodes zu den Türen geändert 
werden. Er verwende wohl seit Monaten denselben Code. Dieser möchte auch wissen, ob die Hausver-
waltung die Codevergabe prüft.  
Hierzu wird mitgeteilt, dass monatlich von der Hausverwaltung der Auftrag an das technische Facility 
Management erteilt wird den Code zu ändern. Dass ein Code bereits mehrere Monate zu nutzen ist, 
sollte selbstverständlich nicht möglich sein und wird dies gesondert geprüft und abgestimmt. 
Anmerkung 27.09.2023: Sämtliche von der Hausverwaltung eingerichtete Codes bis rückwirkend Juni 
2023 wurden überprüft und ist ausschließlich der Code, welcher im September ausgesandt wurde, aktiv.  
, 
Eine Wohnungseigentümerin teilt weiters mit, dass sie es als eine enorme Sicherheitslücke im System 
wahrnimmt, dass sämtliche Wohnungsschlüssel mit der Wohnungsnummer beschriftet sind und stellt in 
Frage, weshalb die Hausverwaltung ein solches System freigegeben hat.  
Herr Mag. Beran teilt mit, dass dies grundsätzlich ein gängiges System ist und sämtliche Neubauten 
solche Schließanlagen verbaut haben, sowie dass es eine gängige Methode ist, die Wohnungsschlüssel 
mit der zugehörigen Wohnungsnummer zur, grundsätzlichen, leichteren Zuordnung herzustellen. Sowie 
obliegt es jedem Eigentümer selbst auf seine Wohnungsschlüssel acht zu geben. Die Schlüsselbeschrif-
tung kann und wird als solche somit nicht als Gewährleistungsmangel geltend gemacht, da dieser nicht 
erfolgreich verfolgt werden könnte.  
 
Weiterführend teilt die Hausverwaltung mit, dass diese einige Überlegungen angestellt hat um das Si-
cherheitskonzept zu verbessern und stellt wie folgt vor: 
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Bei diesem Konzept wäre es angedacht, die Garagenschleusen zu den Aufzügen zu versperren und 
nur mittels Chips öffenbar zu machen. Die Kosten für die insgesamt acht Garagentüren in Turm 2 be-
laufen sich auf € 85.000,00 netto. In diesem Zusammenhang weist die Hausverwaltung jedoch darauf 
hin, dass, da es sich um Fluchtwege handelt, bei den Türen zu den Aufzugsvorplätzen im 1. und 2. 
Untergeschoss, Taster für das automatische Öffnen der Türen angebracht werden würden. Weiters 
werden die Türen an die Brandmeldeanlage angeschlossen und öffnen sich im Brandfall automatisch.  
 
Einige anwesenden Eigentümer stellen hier die Ausführung in Frage, da es sich um eine Fluchttüre 
handelt, kann diese nicht verschlossen werden und somit jederzeit mittels erwähnten Tasters geöffnet 
werden.  
Die Hausverwaltung teilt mit, dass angenommen wird, dass trotz des Tasters noch eine Hemmschwelle 
vorhanden sein wird, diesen zu drücken, da dieser hinter einer Glasscheibe angebracht werden würde, 
die erst eingeschlagen werden müsste. 
 
Weiters kommt die Frage auf, weshalb die Hausverwaltung hier keine Kostenübernahme beim Errichter 
der Liegenschaft erwirkt und wird hierzu von Herrn Mag. Beran mitgeteilt, dass es sich um eine Verbes-
serung handelt. Ein Sicherheitskonzept ist bereits vorhanden und sind sämtliche Erweiterungen nun 
aufgrund der Wunschäußerungen verschiedener Eigentümer ausgearbeitet worden. Selbstverständlich 
ist es möglich an den Errichter heran zu treten und eine Kostenbeteiligung- bzw. Übernahme zu fordern, 
argumentativ, da sich die Käufer etwas anderes erwartet haben, jedoch möchte Herr Mag. Beran fest-
halten, dass es sich hierbei nicht um einen Mangel im Sinne der Gewährleistung handelt, welcher ein-
gefordert werden kann. Auch einen Interessenskonflikt aufgrund der Firmennähe möchte die Hausver-
waltung hier vehement von sich weisen. Der Auftraggeber der ima Immobilien Management GmbH ist 
die WEG, in diesem Fall, jene des Turm 2, und ist die Verwaltung als solche somit auch nur dieser 
verpflichtet. 
 
Ein weiterer Anwesender möchte wissen, weshalb es zur Ausarbeitung zu einem solchen Konzept kam 
und fragt, ob etwas Konkretes geschehen ist. Ein weiterer Wohnungseigentümer beantwortet die Frage 
und teilt mit, dass es bereits öfters zu Sicherheitsthemen kam und es dringend notwendig ist hier etwas 
zu unternehmen. 
 
Da keine weiteren Fragen aufkommen leitet Herr Mag. Beran auf zwei weitere Konzepte über, welche 
seitens der Hausverwaltung ausgearbeitet wurden: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nachrüstung Chipsperre Stockwerkansteuerung: 
Die Hausverwaltung möchte nochmals das Thema der Chipsteuerung aufgreifen, zu welchem bereits 
letztes Jahr ein Beschluss ausgesandt wurde, welcher jedoch negativ ausfiel.  
Hier würden die Bedienterminals im Erdgeschoss, sowie im 1. und 2. Untergeschoss umgebaut werden, 
sodass diese ausschließlich mit Chip zu bedienen sind und nur die für den jeweiligen Wohnungseigen-
tümer bzw. Bewohner freigehaltenen Stockwerke angefahren werden können. Zusätzlich hierzu soll es 
die Möglichkeit geben, dass jeder Wohnungseigentümer einen zeitlich beschränkten QR-Code für Be-
sucher erstellen und versenden kann und würde man so auch die Airbnb Nutzer abholen können. Eine 
Grobkostenschätzung von etwa € 76.000,00 wird den Anwesenden genannt. Die Kosten einer Durch-
schnittswohnung belaufen sich somit auf etwa € 298,00, dies entspricht € 3,95/m².  
 
Eine Wohnungseigentümerin teilt hierzu mit, dass es trotz dieser Variante noch ein Stiegenhaus gibt 
und sportliche Personen wohl sehr leicht weiterhin hochkommen können. Ein weiterer Eigentümer 
möchte wissen, wie er dann damit umgeht, wenn er einen Nachbarn in einem anderen Stockwerk be-
suchen möchte. 
Hierzu teilt die Hausverwaltung mit, dass dieses Konzept noch nicht beschlossen ist und es sich aus-
schließlich um eine Stimmungsabfrage handelt, weiters müsste der besuchte Nachbar dann einen QR-
Code versenden, damit das gewünschte Stockwerk angefahren werden kann. 
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Ein weiterer Eigentümer stellt die Überlegung an, dass Hausfremde bei einem solchen Konzept dann 
gezwungen werden, in das eigene Stockwerk mitzufahren, weil diese dann nicht mehr einfach dort hin 
kommen können wo diese Personen hinmöchten und wird argumentiert, dass ein solches Konzept nicht 
sinnvoll ist, da man über das Stiegenhaus weiterhin in jedes Stockwerk gelangen wird.  
In diesem Zusammenhang ergreift Herr Plefka das Wort und hält fest, dass es nicht möglich sein wird 
den TrIIIple in eine Festung umzubauen. Es können aber Maßnahmen gesetzt werden um Hausfremden 
das Betreten zu erschweren. Eine solche Maßnahme mittels Chips, sowie QR-Code-Zutritt wurde nun 
vorgestellt. Wenn die Wohnungseigentümer die Umsetzung nicht wünschen, steht es diesen selbstver-
ständlich frei, speziell bei der Stimmungsabfrage, mit Nein zu stimmen. Herr Plefka erläutert ebenfalls 
dass das Konzept den Aufzug im Brandfall keinesfalls einschränkt. Die Stiegenhaustüren können wei-
ters nicht verschlossen werden, da es sich um Fluchtwegstüren handelt; so kann man, zumindest bei 
der Türe im 31. OG zum Aufzugsvorplatz hin, einen Türtaster zu verbauen, welcher gedrückt werden 
muss um zum Aufzugsvorplatz zu gelangen. Diese Türe ist keine Fluchtwegstüre und könnte so eben-
falls eine mentale Schwelle geschaffen werden. Herr Plefka hält hier fest, dass der Eintritt von Haus-
fremden nicht mit völliger Sicherheit unterbunden werden kann. Wenn jemand tatsächlich ins Haus ge-
langen möchte, wird dies bedauerlicherweise, ungeachtet allfälliger Maßnahmenerweiterungen, weiter-
hin möglich sein. 
 
Aufgrund einer aufkommenden Frage, teilt die Hausverwaltung mit, dass die ursprünglich vorgeschla-
genen Schlüsselsafes für die Airbnb Mieter bei der neuen Variante nicht mehr Thema sind, da nun der 
QR-Code zu tragen kommt.  
 
Ergänzend wünscht ein Eigentümer, dass die Schließzeit des Garagentores verkürzt wird.  
Hier teilt die Hausverwaltung mit, dass diese bereits von 10 auf 6 Sekunden verkürzt wurde. Weitere 
Verkürzungen werden gerne geprüft. Die Hausverwaltung hält jedoch fest, dass es sich um keine 
Schnelllauftore handelt und diese Tore daher immer etwas langsamer schließen werden.  
Anmerkung 28.09.2023: Nach Rücksprache mit der technischen Betriebsführung raten diese eindring-
lich von der weiteren Verkürzung der Schließzeiten aus Sicherheitsgründen ab. Weiters ist hiervon auf-
grund des Chiplesers an der Beifahrerseite der Garage abzuraten. Funktioniert die Kennzeichenerken-
nung nicht, kommt der Chipleser zum Einsatz und bis der Fahrer das Fahrzeug wieder starten kann, 
könnte das Tor bereits wieder verschlossen sein. 
 
Auf Wunsch lässt die Hausverwaltung weiters gerne prüfen, ob die Außensensoren der Schiebetüren 
deaktiviert werden können, sodass die Türen bei Bewegung außen nicht mehr automatisch wieder öff-
nen. 
Anmerkung 28.09.2023: Die Schiebetüren sind einbahngeregelt; dies bedeutet, dass man, wenn die 
Türen geschlossen sind, nur mittels Chips in das Gebäude gelangen kann. Weitere Deaktivierungen der 
Sensoren sind aufgrund von Verletzungsgefahr nicht möglich.  
 
Nachrüstung Videoüberwachung Aufzüge 
Weiters wird die Überlegung einer Videoüberwachung in den Aufzügen vorgestellt. Die Kosten würden 
sich auf € 12.000,00 belaufen. Dies entspricht bei einer Durchschnittswohnung etwa € 47,06, somit € 
0,62/m². 
 
Bezugnehmend auf die vorgestellten Konzepte werden nun folgende Stimmungsabfragen durchgeführt: 
 
Wollen Sie eine neuerliche Beschlussfassung über Aufzugssteuerung mittels Chips erhalten? 
 
Ergebnis: 
Ja  64 % 
Nein  36 % 
 
Wünschen Sie eine Beschlussfassung über die Installation einer Video-Überwachungsanlage in den 
Hauptaufzügen des Gebäudes? 
 
Ergebnis: 
Ja  74 % 
Nein  36 % 
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Soll eine Beschlussfassung über die Umrüstung der Garagenschleusenzugänge (Türen von der Garage 
in das Gebäude) erfolgen?  
 
Ergebnis: 
Ja  59 % 
Nein  41 % 
 
E-Ladestationen 
Aufgrund einiger Anfragen bereits vor der Eigentümerversammlung teilt Herr Mag. Beran mit, dass auch 
das Thema der Ladestationen aufgenommen und seitens Hausverwaltung eruiert wurde und übergibt 
an Frau Mag.a Lenz welche die rechtlichen Gegebenheiten erklärt: 
 
Im Zuge der WEG-Novelle 2022 hat der Gesetzgeber die Zustimmungsfiktion beschlossen, wonach die 
Zustimmung der Eigentümer als erteilt gilt, wenn diese von den geplanten Änderungen ordnungsgemäß 
verständigt wurden, sowie nicht anschließend innerhalb von zwei Monaten schriftlich widersprochen 
wurde und darüber hinaus eine der fünf gesetzlich taxativ aufgezählten privilegierten Maßnahmen vor-
liegt. Eine solche Maßnahme ist die Anbringung einer Vorrichtung zum Langsamladen von Kraftfahr-
zeugen.  
 
In diesem Zusammenhang erläutert die Juristin die rechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung von 
E-Ladesäulen in der Garage des TrIIIple:  
Grundsätzlich haben sich die Wohnungseigentümer gem. WEG-Vertrag Punkt 5.9 dazu verpflichtet, die 
Errichtung und Benutzung sowohl von E-Ladestationen in der Tiefgarage, als auch von E-Tankstellen 
entlang der Straße zu dulden wobei die gesetzlichen Rahmenbedingungen – insbesondere gewerbe-
rechtliche, baupolizeiliche und behördliche Maßnahmen – erfüllt werden müssen.  
 
Herr Mag. Beran übernimmt wieder das Wort und erklärt, dass für die Nachrüstung einer E-Ladestation 
am eigenen Stellplatz somit folgende Voraussetzungen zu beachten sind: 

- Klärung rechtliche Voraussetzungen (Punkt 5.9 WEG-Vertrag) 
- Anspeisleitung zwischen Wohnungsverteiler und Wallbox durch eine Fachfirma errichten lassen 
- Herstellung der Strom- u. Daten-Anbindung aus bestehendem Zählerverteiler der Wohnungen  
- Leitungen sind über den allgemeinen Bereich des Gebäudes zu führen, wobei Wanddurchbrü-

che oder zu durchdringende Brandabschottungen zu berücksichtigen sind 
- Eine Wallbox ist an der Wand des Stellplatzes anzubringen; alternativ ist eine Standsäule mit 

Wallbox zu errichten 
- Stromerfassung und Abrechnung erfolgt über den jeweiligen Wohnungszähler 

 
Aufgrund von Unklarheiten bei einigen Anwesenden wird nochmals erläutert, dass die Ladestationen 
am eigenen Wohnungszähler angeschlossen werden müssen. Hierbei kann nur der Leitungsweg ein 
Problem darstellen, welcher vom Elektriker mit der technischen Betriebsführung abgeklärt werden 
muss.  
 
Ein Eigentümer möchte wissen, ob genug Leistung in der Liegenschaft vorhanden ist, dass jeder Woh-
nungseigentümer eine eigene Ladestation verbauen könnte.  
Die Hausverwaltung teilt hier mit, dass grundsätzlich noch Leistungen vorhanden sind, da die Ladesta-
tionen ohnehin auf den eigenen Wohnungszählern angehängt werden müssen. Möchte man eine hö-
here Leistung der Ladestation erzielen, muss diese bei den Wiener Netzen zugekauft werden. Die Ab-
wicklung hier ist jedoch jedenfalls mit einem Elektriker abzusprechen.  
 
Abschließend teilt die Hausverwaltung mit, dass diese über die Absicht des Verbauens einer Ladesta-
tion in Kenntnis gesetzt werden muss, da beim Verlegen der Verkabelungen Brandschotte angegriffen 
werden müssen, welche anschließend wieder ordnungsgemäß verschlossen und geprüft werden müs-
sen.  
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Badeordnung u. Poolnutzung:  
Weiterführend informiert Herr Mag. Beran über die aktuellen Poolöffnungszeiten: 
 
Aufgrund großer Nachfrage wurden diese mit Juli 2023 von 08:00 Uhr auf 07:00 vorverlegt. Im Laufe 
der Saison wurde jedoch von mehreren Bewohnern angeregt die Öffnungszeiten noch weiter vorzuver-
legen, nämlich auf 06:00 Uhr.  
Da jedoch der Pool täglich von der Reinigungsfirma vor Öffnung gereinigt wird, müsste somit die Reini-
gung von 06:00 Uhr auf 05:00 Uhr vorverlegt werden. Dies wiederum führt, aufgrund des Nachtarbeits-
zuschlag zu Zusatzkosten von etwa € 500,00.  
 
Entsprechend möchte die Hausverwaltung nun mittels Stimmungsabfrage eruieren, ob eine Vorverle-
gung der Poolzeiten gewünscht ist:  
 
Soll die Öffnungszeit des Pools in der Früh auf 06:00 Uhr vorverlegt werden? Zusatzkosten pro Monat 
ca. € 500,00. 
 
Ergebnis:  
Ja  29 % 
Nein  71 % 
 
Die Öffnungszeiten werden somit nicht vorverlegt. 
 
Zusätzlich zur Poolöffnungszeit kam bei einigen Bewohnern das Thema Pooltemperatur auf. Grund-
sätzlich wurde die aktuelle Pooltemperatur von 25°C einerseits zur Energieersparnis gewählt, sowie hat 
sich die Hausverwaltung bei dieser Einstellung an öffentlichen Bädern orientiert, bei welchen die Pool-
temperaturen zwischen 25°C und 27°C liegen. Einige Wohnungseigentümer haben nun im Laufe der 
Saison den Wunsch geäußert die Pooltemperatur auf 28°C zu erhöhen. Hierbei ist mit einer Steigerung 
der Energiekosten von jährlich etwa € 1.100,00 zu rechnen. Wobei allfällige weitere Kosten zur Verhin-
derung von Bakterien, wie etwa Chlor, nicht außer Acht zu lassen sind; eine genaue Einschätzung 
hierzu kann jedoch aktuell nicht gegeben werden.  
 
Die Hausverwaltung lädt somit zur weiteren Stimmungsabfrage ein:  
 
Auf welche Pooltemperatur soll das Poolwasser gestellt werden? 25°C oder 28°C. 
 
Ergebnis: 
25°C  70 % 
28°C  30 % 
 
Die Pooltemperatur wird entsprechend bei 25°C belassen.  
 
Optimierung Energie- u. Lichtsteuerung: 
Die Hausverwaltung geht über zum Thema der Energieoptimierung und teilt mit, dass die Abluftanlagen 
aktuell von einer 24 Stundenlaufzeit in Absprache mit der Betriebsführung SEM zwischen 00:00 Uhr 
und 04:00 Uhr reduziert wurden. Mit einer Nutzungsbeeinträchtigung ist hier nicht zu rechnen.  
 
Zusätzlich zu den Abluftanlagen teilt Herr Mag. Beran mit, dass auch die Beleuchtungsdauer der allge-
meinen Beleuchtung reduziert wurde.  
 
Insgesamt ist mit einer Kostenersparnis von etwa jährlich € 2.500,00 zu rechnen.  
 
Zierbecken Plaza: 
Die Hausverwaltung leitet weiter auf das Thema des Zierbeckens auf der Plaza über.  
 
Hier erläutert Herr Mag. Beran den aktuellen IST-Zustand:  

- Bepflanzung mit Seerosen 
- Stehendes Wasser, welches nach und nach trübt 
- Aktuelle Pflegekosten in Höhe von ca. € 4.000,00 
- Künftige Kostenerhöhung der Pflege auf etwa € 8.000,00 

Die Kostenerhöhung rührt daher, dass mitunter auch die Steine gereinigt werden sollten, sowie das 
Wasser mehrfach ausgelassen, das Becken gereinigt und das Wasser wieder eingelassen werden 
muss.  



 

12 von 16 

 

Da der aktuelle Zustand nicht zufriedenstellend ist, wurden mit der Errichterfirma des Beckens zwei 
Gestaltungsvorschläge besprochen, über welche die Hausverwaltung gerne abstimmen lassen und mit 
dem Ergebnis entsprechend an die Projektgesellschaft des TrIIIple herantreten möchte.  
 
Einerseits wäre es möglich das Becken zu einem reinen Zierbecken umzugestalten. Dies würde jedoch 
beinhalten, dass künftig keine Bepflanzung mehr vorhanden ist, sowie gäbe es eine Umwälzung und im 
Zuge dessen klares Wasser. Die Grobkostenschätzung liegt hier bei etwa € 35.000,00 (somit € 137,25 
pro Durchschnittswohnung, dies entspricht € 1,82/m²). Die künftigen Pflegekosten würden sich voraus-
sichtlich auf etwa € 1.000,00 belaufen.  
 
Andererseits wäre es möglich das Becken trocken zu legen und zu bepflanzen. Ein genaues Bepflan-
zungskonzept liegt noch nicht auf, da hier erst die Stimmungsabfrage abgewartet werden wollte. Die 
Grobkostenschätzung der Trockenlegung und Bepflanzung beläuft sich auf etwa € 20.000,00 (somit € 
78,34 pro Durchschnittswohnung, dies entspricht € 1,04/m²). 
 
Aufgrund mehrerer Nachfragen der Anwesenden, weshalb das Becken als solches errichtet wurde, teilt 
die Verwaltung mit, dass mutmaßlich wohl die Mischform des Beckens aus reinem Zierbecken und 
Pflanzbecken (Biotop)als optimal empfunden wurde.  
 
Weiters verweisen die Eigentümer darauf, dass es sich hierbei aus Sicht der Wohnungseigentümer 
eindeutig um einen Gewährleistungsfall handelt, da mitunter bei den Verkaufsprospekten etwas anderes 
versprochen wurde und der aktuelle Zustand jedenfalls nicht tragbar ist und eine Kostenbeteiligung der 
WEG keinesfalls in Frage kommt und die angeführten Kosten daher irrelevant seien.  
Herr Mag. Beran teilt nochmals mit, dass die Kosten in erster Linie als Maßstab zur Vorstellung der 
WEG angeführt wurden. Die Stimmungsabfrage dient weiters dazu, festzustellen, zu welcher Variante 
die Anwesenden tendieren, sodass die Hausverwaltung anschließend mit diesem Vorschlag an die Er-
richter herantreten kann. Ein schlichtes Fordern zur Herstellung eines ungeklärten Zustands ist nicht 
zielführend und würde wieder einiges an Zeit beanspruchen, bis eine Lösung ausgearbeitet werden 
kann.  
 
Herr Mag. Beran möchte nun zur Abstimmung aufrufen und stellt beide Abstimmungsmöglichkeiten vor. 
Ein Eigentümer wirft in diesem Zusammenhang ein, dass es nicht sein kann, dass ausschließlich die 
beiden vorgeschlagenen Möglichkeiten zur Abstimmung gebracht werden und nicht jedoch, dass der 
aktuelle IST-Zustand verbleibt.  
 
Entsprechend dieses Einwurfs bittet die Hausverwaltung nun, um Handzeichen, wer möchte, dass der 
aktuelle IST-Zustand verbleibt.  
Insgesamt drei der anwesenden Eigentümer empfinden den aktuellen Zustand als optimal. Die restli-
chen Anwesenden stimmen mit Handzeichen gegen den aktuellen Zustand, wobei sich fünf Eigentümer 
der Stimme enthalten.  
 
Weiters wird nun die vorbereitete Stimmungsabfrage durchgeführt: 
 
Wünschen Sie ein reines Zierbecken oder eine Trockenlegung? 
 
Ergebnis:  
Zierbecken  59 % 
Trockenlegung  41 % 
 
Auf Wunsch der anwesenden Eigentümer wird festgehalten, dass der Wunsch ist, dass der Zustand des 
aktuellen Beckens nicht verbleibt, da die Trübung nicht ansehnlich ist. Der Wunsch der Eigentümer 
gem. Stimmungsbild wird an die Projektgesellschaft der Errichter herangetragen werden. Je nach Aus-
gang dieser Verhandlungen wird abschließend eine offizielle Abstimmung ausgesandt. 
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Nächtlicher Bewachungsdienst: 
Herr Mag. Beran teilt mit, dass aktuell der Bewachungsdienst täglich in der Nacht folgende Rundgänge 
durchführt:  
 
2x Kontrollrunde nächtlich pro Turm 
1x Kontrollrunde Gemeinschaftsküche sowie Pool- und Terrassenbereich (zwischen 22:00 Uhr und 
23:00 Uhr) 
2x Kontrolle u. Überwachung der Praterterrasse 
 
Die Kosten belaufen sich auf aktuell monatlich € 684,06 netto. 
 
Aufgrund des Wunsches einiger Wohnungseigentümer wurde beim Wachdienst eine durchgehende 
Kontrolle zwischen 21:00 Uhr und 07:00 Uhr angefragt. Die Kosten hierzu würden sich auf monatlich  
€ 9.000,00 netto belaufen, wobei hierbei selbstverständlich die aktuellen Kosten wegfallen würden und 
falls sich Turm 1 ebenfalls an den Kosten beteiligen würden sich die laufenden Kosten halbieren. So 
käme es in diesem Falle jedoch jedenfalls zur Erhöhung der Betriebskosten ab dem Jahr 2024. 
 
Ein Wohnungseigentümer möchte in diesem Zusammenhang wissen, ob es bekannte Fälle gibt, bei 
welchem bereits vom Wachdienst durchgegriffen werden musste.  
Herr Mag. Beran teilt hierzu mit, dass der Hausverwaltung keine nächtlichen Durchgriffe bekannt wären. 
Weiters konnte der Wachdienst Schäden bei den Rundgängen feststellen, jedoch ist niemals ein Täter 
auf frischer Tat ertappt worden  
 
Die Hausverwaltung lässt nun auch hierzu wie folgt Abstimmen: 
 
Wünschen Sie eine Beschlussfassung über die Bestellung eines Bewachungsdienstes für die Nacht 
(21:00 bis 07:00 Uhr)? 
 
Ergebnis:  
Ja  19 % 
Nein  81 % 
 
Entsprechend wird die Hausverwaltung vorerst keinen Nachtdienst beauftragen bzw. einen entspre-
chenden Beschluss aussenden. 
 
Maßnahmen für das Jahr 2024: 
Abschließend teilt die Hausverwaltung mit, dass jedenfalls Kosten in der Höhe von zumindest  
€ 10.000,00 für die Bestellung eines Sachverständigen angesetzt wurden. Weitere Kosten werden auf 
Basis der Umlaufbeschlüsse kalkuliert.  
 
In diesem Zusammenhang kommt die Frage auf, wer den Sachverständigen für die Gewährleistungs-
endbegehung bestimmt, sowie ob es sich um einen Sachverständigen aus dem Soravia Konzern han-
deln wird.  
Die Hausverwaltung teilt hierzu mit, dass der Soravia Konzern über keine eigenen Sachverständigen 
verfügt, sowie dass es sich um einen unabhängigen Externen handeln wird. 
 
Weiters taucht die Frage auf, ob der Sachverständige ebenfalls sämtliche Einreichpläne, mit dem tat-
sächlichen IST-Zustand prüfen wird, sowie auch bspw. die Elektroleitungen. 
Die Hausverwaltung teilt mit, dass grundsätzlich die Planüberprüfung aktuell nicht angedacht war, son-
dern lediglich die Zustandserhebung der allgemeinen Flächen vor Gewährleistungsende angefragt wur-
den. Gerne holt die Hausverwaltung jedoch ein ergänzendes Angebot hierzu ein. Primär sollte die Bau-
substanz geprüft werden.  
 
Ein Wohnungseigentümer argumentiert, dass es bereits eine Abweichung zu den Plänen im Bezug auf 
den in den Einreichplänen als Fahrradraum angegebenen und tatsächlich als Lager genutzten Raum 
kam und möchte wissen, ob inzwischen ein Nachtrag zur Einreichung seitens des Errichters erfolgt ist.  
Die Hausverwaltung teilt mit, dass dies bereits bei Aufkommen der Angelegenheit sowie im Zuge der 
Lösungsfindung gefordert wurde. Gerne wird jedoch der aktuelle Stand im Protokoll mitaufgenommen 
und erläutert.  



 

14 von 16 

 

Anmerkung 27.09.2023: Trotz mehrfacher Urgenzen seitens der Hausverwaltung, konnte keine Bestä-
tigung der nachgereichten Pläne vermerkt werden und wird weiterhin die endgültige Erledigung gefor-
dert. Nach mehrfacher Forderung nach der Versammlung wurde am 10.10.2023 erneut urgiert und eine 
Rückmeldungsfrist bis 13.10.2023 genannt.  
 
Weiters fordert selbiger Eigentümer, dass im Protokoll festgehalten wird, dass die Bau- und Ausstat-
tungsbeschreibung mit der tatsächlichen Ausführung verglichen werden soll. Weiters sollen Mängel auf-
genommen werden die vorhanden sind und sämtliche Einreichpläne mit dem IST-Zustand verglichen 
werden.  
Herr Sturm seitens Hausverwaltung bittet den argumentierenden Wohnungseigentümer, Herrn Kröß-
wang-Riedler, welcher in bevollmächtigter Vertretung an der Versammlung teilt nimmt, ein konkretes 
Leistungsbild an die Verwaltung zu übermitteln, mit welchem an Sachverständige herangetreten werden 
kann und Angebote eingeholt werden können. Der Wohnungseigentümer sagt dies zu.  
 
Aufgrund aufkommender Diskussion hält die Hausverwaltung fest, dass am Ende der dreijährigen Ge-
währleistungsfirst normalerweise ausschließlich eine Schlussbegehung erfolgt, bei welcher sämtliche 
noch bestehenden Mängel aufgenommen werden und die Behebung inkl. Nachfrist gefordert wird. Der 
Wunsch der Anwesenden ist daher recht unüblich, jedoch, wird – wie festgehalten – dieser Wunsch im 
Zuge der Angebotseinholung berücksichtigt; festgehalten wird, dass einzelne anwesenden Wohnungs-
eigentümer jedenfalls bereit wären, hierfür die Rücklage mit etwa € 60.000,00 bis € 70.000,00 zu belas-
ten.  
 
Ergänzend möchten die Anwesenden wissen, ob sämtliche Mängel des etwa 200-seitigen Mängelbe-
richts erledigt wurden.  
Die Hausverwaltung teilt mit, dass die entsprechende Mängelabarbeitung laufend erfolgt. 
 
Weiters wird in Frage gestellt, weshalb nicht angedacht ist, die Haustechnik zu überprüfen und halten 
die anwesenden Eigentümer fest, dass nur weil die Technik jetzt funktioniert, dies nicht ausschließt, 
dass diese in einigen Jahren zu Problemen führt und wünschen die Anwesenden, dass auch die Technik 
von einem externen Sachverständigen überprüft wird.  
Die Hausverwaltung wird dies bei den Angebotseinholungen berücksichtigen.  
 
Weiters wünschen die Anwesenden, dass bei den Sachverständigen angefragt wird, wie hoch die Kos-
ten für eine Überprüfung einzelner Wohnungen sind.  
Die Hausverwaltung teilt mit, dass dies gerne angefragt wird, jedoch jedenfalls von jedem Wohnungs-
eigentümer selbst beauftragt werden muss und nicht auf Kosten der Allgemeinheit durchgeführt werden 
kann. 
 
Allfälliges: 
Herr Mag. Beran geht über auf die allfälligen Themen und lädt die Anwesenden dazu ein, diese vorzu-
bringen. 
 
Eine Wohnungseigentümerin teilt mit, dass die Balkone und Fensterflächen der allgemeinen Flächen 
äußerst verdreckt sind und nie gereinigt werden.  
Herr Mag. Beran teilt mit, dass dies grundsätzlich von der Hausreinigung zu reinigen wäre und hier 
gerne nachgefragt und dies überprüft werden wird.  
 
Weiters teilte eine Wohnungseigentümerin mit, dass diese ihr Abflussrohr am Balkon nicht reinigen 
kann, da dieses von einem der Blumentröge verstellt ist.  
Anmerkung 27.09.2023: Die Hausverwaltung bittet um Bekanntgabe, welche Wohnungseigentümer das 
Rigole aufgrund dieser Tröge nicht reinigen können.  
 
Ein anderer Eigentümer bringt vor, dass die Balkonfenster auf den Gängen alle verschlossen wurden 
und fragt an, weshalb dies durchgeführt wurde.  
Herr Plefka teilt in diesem Zusammenhang mit, dass im Zuge der ersten Sprechtage an die Hausver-
waltung herangetragen wurde, dass wohl Einbrecher versucht haben, über diese Balkonfenster in das 
Gebäude zu gelangen und der allgemeine Wunsch in den Sprechtagen war, dass dies nachgerüstet 
wird. Aus diesem Grund wurden Fensteroliven angebracht. Die Schlüssel hierzu können vom Concierge 
abgeholt werden, welcher festhält, welcher Eigentümer welche Menge an Schlüsseln erhalten hat. Herr 
Plefka teilt diesbezüglich mit, dass aktuell keine Schlüssel mehr aufliegen, diese jedoch bereits nach-
bestellt wurden und in Kürze wieder abgeholt werden können.  
 



 

15 von 16 

 

Eine weitere Wohnungseigentümerin teilt mit, dass diese gerne in ihrer Wohnung eine Klimaanlage 
verbauen lassen möchte und fragt an ob, bzw. wie dies möglich ist.  
Herr Mag. Beran teilt in diesem Zusammenhang mit, dass der Anschluss an die Hauskälte in den Stock-
werken 0-10 sehr aufwändig ist, da der Wohnungseigentümer erst die Verteilleitung zu seiner Wohnung 
im Gang herstellen lassen müsste. Es müssen jedoch die gesetzlichen Bestimmungen eingehalten wer-
den und die Zustimmung sämtlicher anderer Wohnungseigentümer eingeholt werden, da hier allge-
meine Teile der Liegenschaft angegriffen werden. Man hofft hier auf eine Erleichterung des Gesetzge-
bers. 
 
Ein Eigentümer wünscht, dass Stimmungsabfragen künftig auch über die Alfred App durchgeführt wer-
den.  
Herr Sturm teilt mit, dass die Einbindung solcher Abfragen in die App aktuell bedauerlicherweise nicht 
möglich ist.  
 
Weiters wird gewünscht, dass bei künftigen Beschlussaussendungen die Preise auf m² bzw. eine Durch-
schnittswohnung runtergebrochen werden.  
 
Als weiteres Thema wird der Pool und die zugehörige Badeordnung angesprochen. Bedauerlicherweise 
wird diese oftmals von verschiedensten Personen nicht eingehalten und sind stets mehr oder andere 
Personen, nicht nur die Eigentümer selbst, beim Pool anzutreffen.  
Die Hausverwaltung teilt mit, dass die Bewohner bzw. Eigentümer sowie die Airbnb Gäste zur Poolarea 
dürfen und der Wachdienst dies auch regelmäßig mit Verlangen des Chips überprüft. Weiters bittet Herr 
Mag. Beran, um Bekanntgabe von Vorfällen zeitnah zum Geschehnis und nicht erst Tage später, wie 
etwa bei den Sprechtagen, da so die Vorkommnisse von der Verwaltung selbst geprüft und ggf. entge-
gengewirkt werden kann.  
 
Als weiteres Thema wird die Bibliothek angesprochen, welche als Wohnungseigentumsobjekt gewidmet 
ist. Da dieses Objekt aufgrund des Rückstandes möglicherweise zwangsversteigert werden wird, stellt 
sich die Frage in welchem Ausmaß die Bibliothek künftig für die Wohnungseigentümer zugänglich sein 
wird. Die Sorge besteht, dass das Objekt an jemanden versteigert wird, der das Objekt anschließend 
anderweitig vermietet oder als Geschäftsfläche nutzen wird. 
 
Frau Mag.a Lenz teilt dazu mit, dass es sich – wie bereits mehrfach von Seiten der ima in der Korres-
pondenz mit den EigentümerInnen angemerkt wurde – es sich bei dieser Thematik um eine Angelegen-
heit handelt, welche ausschließlich die Rechtsbeziehungen der unterschiedlichen Wohnungseigentü-
mer:Innen untereinander berührt und nicht die Gemeinschaft als Gesamtheit, welche von der ima ver-
treten wird. Die Tatsache, dass es sich bei der Einheit in welcher die Bibliothek aktuell angesiedelt ist, 
um ein Wohnungseigentum im Sinne des WEG 2002 handelt ist eindeutig und zweifelsfrei im Nutzwert-
gutachten ersichtlich und auch durch dieses belegbar. Ebenso ist die entsprechende Einheit auch ein-
deutig nicht im Wohnungseigentumsvertrag unter Pkt. 5.1 als Allgemeinfläche angeführt. In diesem Zu-
sammenhang darf auf die Tatsache verwiesen werden, dass rechtlich relevante und bindende Informa-
tionen und Feststellungen sich selbstverständlich nur aus offiziellen Urkunden und Unterlagen, wie im 
vorliegenden Fall dem Wohnungseigentumsvertrag und dem Nutzwertgutachten ergeben können, aber 
keinesfalls aus Verkaufsprospekten oder anderweitigen Werbeunterlagen. Derartige Unterlagen sind 
aus rechtlicher Hinsicht vollkommen unbeachtlich und werden nur die in einem konkreten und beidseitig 
unterfertigten Vertrag angeführten Parameter Vertragsinhalt und somit geschuldet.  
 
Ebenso hat die Hausverwaltung bereits mehrfach darüber informiert, dass es sich bei gegenständlicher 
Thematik um eine Angelegenheit zwischen den einzelnen Eigentümer:Innen und dem Errichter des Pro-
jektes handelt. Der Hausverwaltung kommt in dieser Causa keinerlei Handlungsmacht zu und ist die 
Hausverwaltung auch nicht in den Verkauf der Einheiten in irgendeiner Weise involviert gewesen. Die 
Hausverwaltung hat sich ohne jegliche diesbezügliche Verpflichtung oder Verantwortung, einzig und 
allein aus Kulanz und Entgegenkommen, dazu bereit erklärt die Bewirtschaftungskosten der entspre-
chenden Einheit zu übernehmen und ist aus dieser Zusage keinerlei weitere Handlungsverpflichtung 
der ima ableitbar. 
 
Sollte einzelne Eigentümer der Ansicht sein, in diesem Zusammenhang weitere Schritte setzen zu wol-
len, so ist eine solche weitere Vorgehensweise auch von den entsprechenden Eigentümer:Innen auto-
nom und ohne jegliche Involvierung der ima vorzunehmen. 
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Für den Fall der Zwangsversteigerung schätzt Herr Beran das Interesse von Investoren an der Biblio-
thek nicht sehr hoch ein, da sie schwer anders zu nutzen ist. Sie hat als Geschäftslokal keinen Außen-
zugang, was für allfälligen Kundenverkehr ein großer Nachteil ist, weiters auch keine Sanitärräume.   
 
Eine weitere Wohnungseigentümerin hat Interesse daran, dass die Poolarea videoüberwacht wird. Dies-
bezüglich teilt eine andere Wohnungseigentümerin mit, dass dies aus Datenschutzgründen wohl nicht 
möglich sein wird und ratet hiervon ab. Eventuell könnte man den Eingangsbereich mit Kameras aus-
statten.  
 
Abschließend fragt ein Wohnungseigentümer an, wann bzw. ob die Glasfronten beim Pool gereinigt 
werden.  
Die Hausverwaltung teilt mit, dass dies jedenfalls einmal im Jahr erfolgt, jedoch gerne der Auftrag auf 
zweimal jährlich erweitert werden könnte. Die letzte Reinigung fand im Juni 2023 statt.  
 
Zumal keine weiteren allfälligen Punkte seitens der Anwesenden angesprochen werden, bedankt sich 
die Hausverwaltung für das Zahlreiche Erscheinen und schließt die Versammlung um etwa 20:55 Uhr.  
 
 
Ende der Versammlung: 20:55 Uhr 
 
 
 
Beilage:  
. / 1 – Präsentation 
. / 2 - Anwesenheitsliste 
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1030 Wien, Schnirchgasse 11 
Vorausschau 2024 (Objekt-ID: 01802)  
 
 
 
Sehr geehrte Wohnungseigentümerin, 
sehr geehrter Wohnungseigentümer, 
 
 
mit dieser Vorausschau möchte Sie die ima Immobilienmanagement GmbH über die geplante Betriebs-
kostenanpassung ab dem Jahr 2024 informieren. Nach eingehender Prüfung, sowie unter Berücksich-
tigung absehbarer Preisanhebungen bzw. Wertsicherungen, muss das Betriebskostenakonto ab Januar 
2024 zum ersten Mal erhöht werden. Die Erhöhung beträgt 4%, was Mehrkosten von 15 Cent/m² ent-
spricht.   
 
Dies insbesondere deshalb, da die Versicherungsprämie des Turm 2 ab dem kommenden Jahr aufgrund 
der aufgelaufenen Versicherungsfälle um 31%, somit auf etwa 77.000,00 EUR erhöht wird. Aufgrund 
dieses Umstandes wurden bereits anderweitige Versicherungsangebote angefragt und eingeholt. Wir 
erhielten jedoch bedauerlicherweise einerseits zahlreiche Absagen, bzw. andererseits wurden keine, 
aus wirtschaftlicher Sicht, vertretbaren Angebote gelegt und muss daher die o.g. Prämienerhöhung be-
rücksichtigt werden.   
 
Weiters ist das Müllaufkommen im Haus im Jahr 2023 deutlich gestiegen, sodass die Frequenz der 
Entleerung erhöht werden musste, was zu einer Erhöhung der jährlichen Müllkosten auf rund 72.000,00 
EUR führt. In diesem Zusammenhang ersuchen wir auch, die Mülltrennung zu beachten und den Müll 
platzsparend zu entsorgen, sodass mit den vorhandenen Behältern und der Entleerfrequenz von zwei 
Mal je Woche das Auslangen gefunden werden kann. 
 
Weites dürfen wir Ihnen nachfolgend die geplanten Investitions- bzw. Verbesserungsmaßnahmen für 
Ihr Haus im Jahr 2024 vorstellen. 
 
Die angeführten Maßnahmen wurden von uns basierend auf dem Allgemeinzustand der Liegenschaft 
sowie der im Rahmen der Wohnungseigentümerversammlung abgehaltenen Stimmungsabfragen ge-
plant. Diese dienen dem nachhaltigen Erhalt bzw. der Steigerung des Wertes Ihres Hauses. 

 
  

Unser Zeichen: 
PRZ08290857/8333311 
Ihr Ansprechpartner:  
Julija Markovic 
Durchwahl: +43 1 5227112 2538  
e-mail: J.Markovic@ima-gmbh.at  
 
Wien, den 14.12.2023  

Austro Tower | Schnirchgasse 17 
A-1030 Wien 
Tel. +43 1 522 71 12 
office@ima-gmbh.at 
www.ima-gmbh.at 
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Für das Jahr 2024 sind folgende Investitionen geplant: 

 
 
Gutachten Sachverständige Zustandsfeststellung ca. 15.000,00 EUR netto 

Wie auch im Rahmen der Wohnungseigentümerversammlung im September 2023 besprochen wird von 
einem Großteil der Wohnungseigentümer:Innen eine Zustandsfeststellung der allgemeinen Bereiche 
des Turm 2 vor Ende der 3-jährigen Gewährleistungsfrist gewünscht. Über die konkrete Beauftragung 
des Sachverständigen werden wir nächste Woche gesondert informieren.  

 

Wandvertäfelung Aufzugsvorplatz/Lobby ca. 37.000,00 EUR netto 

Ebenfalls in der Wohnungseigentümerversammlung konnte bereits die Thematik rund um die Wandver-
täfelung des Aufzugsvorplatzes sowie der Lobby besprochen werden. Angedacht ist hier eine Vertäfe-
lung in Holzoptik bis zur Türkante sowie zwischen den Aufzügen bis zur Höhe des Bedienfeldes anzu-
bringen. Aufgrund des positiv ausgefallenen Umlaufbeschlusses aus Oktober 2023 ist nun geplant, nach 
Ablauf der gesetzlichen Einspruchsfrist, Ende Februar 2024, die Arbeiten entsprechend zu beauftragen. 
Der dafür vorgesehene Betrag wird entsprechend für das Jahr 2024 budgetiert. 
 

Chipsperre Garagenschleusen ca. 85.000,00 EUR netto 

Aufgrund des in der WE-Versammlung abgefragten Stimmungsbildes, wird ein Betrag von ca. 
85.000,00 EUR netto für den Umbau der Türen der Garagenschleusen zu den Aufzügen budgetiert. 
Angedacht ist die insgesamt acht Garagentüren so umzubauen, dass die Aufzugsvorplätze des Turmes 
nur mehr mittels Chips begangen werden können. Da die Türen sodann jedoch auch an die Brandmel-
deanlage angeschlossen werden müssen, da diese im Brandfall automatisch öffnen müssen, ist hierfür 
ein merkliches Investment zu tätigen. Aktuell werden Angebote für diese Arbeiten eingeholt, um an-
schließend einen entsprechenden Umlaufbeschluss versenden zu können.  
 

Chipsperre mit Stockwerksansteuerung inkl. 
Aufzugsbedienung per Smartphone u. QR-Code ca. 76.000,00 EUR netto 

Ebenfalls mit positivem Stimmungsbild bei der WE-Versammlung fiel die Nachrüstung einer Chipsperre 
mit Stockwerksansteuerung sowie die Aufzugsbedienung mittels Smartphones und QR-Code aus. An-
gedacht ist, die Bedienterminals der Aufzüge im Erdgeschoss, sowie 1. und 2. Untergeschoss so um-
zubauen, dass diese nur mehr mittels Chips zu bedienen sind und nur mehr die für die jeweiligen Be-
wohner:Innen freigehaltenen Stockwerke angefahren werden können. Zusätzlich soll es die Möglichkeit 
geben, dass jede/r Wohnungseigentümer:In einen zeitlich beschränkten QR-Code für Besucher:Innen 
erstellen und versenden kann. Die Grobkostenschätzung beläuft sich hier auf etwa 76.0000,00 EUR 
netto; entsprechende Angebote werden aktuell eingeholt und anschließend unter den Wohnungseigen-
tümer:Innen zur Abstimmung gebracht.  

 

Videoüberwachung Aufzug ca. 12.000,00 EUR netto 

Auch fiel die Stimmungsabfrage über die Nachrüstung einer Videoanlage in den Aufzugskabinen positiv 
aus und wird daher der angeführte Betrag entsprechend eingeplant. Angebote werden aktuell eingeholt 
und anschließend den Wohnungseigentümer:Innen zur Abstimmung gebracht.  

 

geplante Investitionen 2024 ca. 52.000 EUR netto 

Investitionen abhängig von Ergebnis Beschlussfassung 2024 ca. 173.000 EUR netto 

Reserve für Unvorhergesehenes 2024 ca. 30.000 EUR netto 
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Für die Maßnahmen, für die Beschlussfassungen notwendig sind, werden wir Ihnen natürlich eine Be-
schreibung samt einem übersichtlichen Preisspiegel zur Entscheidungsfindung zukommen lassen. Bei 
der Investitionsvorschau handelt es sich um voraussichtliche Investitionen, die Ihrer Hausverwaltung 
zum jetzigen Zeitpunkt bekannt sind und nach eingehender Analyse für notwendig und sinnvoll erachtet 
werden. Zur Kalkulation der Investitionen hat Ihre Hausverwaltung auf die Preise bestehender Rahmen-
verträge, bereits eingeholter Angebote und (in Einzelfällen) Durchschnittskosten aufgrund von Erfah-
rungswerten zurückgegriffen. Im Rahmen der Vergabe wird selbstverständlich stets durch Einkaufsko-
ordination und Einholung mehrerer Angebote das beste Preis-/ Leistungsverhältnis sichergestellt wer-
den. 

Für Rückfragen steht Ihnen selbstverständlich ihre zuständige Hausverwalterin unter m.dobias@ima-
gmbh.at zur Verfügung. Abschließend wünschen wir Ihnen einen erholsamen Jahresausklang und ver-
bleiben mit freundlichen Grüßen, 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 

  

Madeleine Dobias 
 
ima Immobilien Management GmbH 

   

 

mailto:m.dobias@ima-gmbh.at
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Sehr geehrte Damen und Herren!

Nachstehend geben wir Ihnen die Vorschreibung für o. a. Nutzungseinheit bekannt.

Top Vorschreibungsposition Netto USt-Satz USt-Betrag Brutto

Betriebskosten-Akonto 20,00 %  311,80  1.870,82 1.559,02G1.02

Reparaturfond 0,00 %  0,00  204,64 204,64

Betriebskosten-Akonto 20,00 %  117,23  703,37 586,14G1.03

Reparaturfond 0,00 %  0,00  76,94 76,94

€ 2.855,77€ 429,03€ 2.426,74Gesamtsumme

281,58 0,00 281,580,00 % Ust von

2.145,16 429,03 2.574,1920,00 % Ust von

SEPA Creditor-ID: AT82ZZZ00000017084 Zahlart: Überweisung

Unsere Bankverbindung:
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Diese Rechnung ist eine Dauerrechnung im Sinne des UstG und gilt bis zur Übermittlung einer 
neuen Vorschreibung bzw. bis zum Ende des Vertragsverhältnisses.

Damit Ihre Zahlung korrekt zugeordnet werden kann, führen Sie bitte unbedingt im Feld 
Zahlungsreferenz o. a. Nummer an!


